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Seiten 9 bis 16
Hinweis:
Die Zweckverbände sind gesetzlich
verpflichtet, in den Amtsblättern
der Landkreise öffentlich bekannt
zu machen, auf die sich das Gebiet
des Verbandes erstreckt.
PRESSESTELLE
Die Verbandsversammlung des Rettungs-
zweckverbandes „Südwestsachsen“ hat nach
Durchführung der überörtlichen Prüfung
in ihrer öffentlichen Sitzung am
27. November 2014 die Eröffnungsbilanz
zum 01. Januar 2013 wie folgt festgestellt:








auf der Passivseite mit







Die Eröffnungsbilanz wird gemäß § 11
Abs. 3 Sächsische Eigenbetriebsverord-
nung (SächsEigBVO) vom 16. Dezember
2013 (SächsGVBl. S. 941) i. V. m. § 58
Abs. 2 des Sächsischen Gesetzes über
kommunale Zusammenarbeit (Sächs-
KomZG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. März 2014 (SächsGVBl.
S. 196) und der §§ 131 Abs. 3 Satz 2, 88
b Abs. 3 der Gemeindeordnung für den
Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 3.
März 2014 (SächsGVBl. S. 146), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 2. April 2014 (SächsGVBl. S. 234,
237) sowie der Verbandssatzung des Ret-
tungszweckverbandes „Südwestsachsen“
vom 23.10.2012 in der Zeit vom
22.12.2014 bis 24.12.2014, 29.12.2014
bis 31.12.2014 sowie am 02.01.2015,
jeweils in der Zeit von 09:00 Uhr bis
12:00 Uhr in der Geschäftsstelle des
Rettungszweckverbandes „Südwestsach-









Die Verbandsversammlung des Rettungs-
zweckverbandes „Südwestsachsen“ hat in
ihrer öffentlichen Sitzung am 27. No-
vember 2014 den Jahresabschluss des
Geschäftsjahres 2013 für den Rettungs-
zweckverband „Südwestsachsen“ festge-
stellt und Folgendes einstimmig beschlos-
sen:
Beschluss Nr. 07
Die Verbandsversammlung stellt den Jah-
resabschluss zum 31.12.2013 (Bilanz-
summe, GuV und Anhang) des Rettungs-
zweckverbandes „Südwestsachsen“ auf
Grundlage des Berichtes über die örtliche
Prüfung nach § 105 SächsGemO der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BHB
Treuhand GmbH vom 06.10.2014 und
des Berichtes über die Prüfung des Jah-
resabschlusses zum 31.12.2013 und des
Lageberichts der HKMS  Treuhand GmbH
Plauen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
vom 18.07.2014 fest und entlastet den
Geschäftsführer für das Wirtschaftsjahr
2013 wie folgt:
A) Der Jahresabschluss des Rettungs-
zweckverbandes „Südwestsachsen“
zum 31.12.2013 wird in seinen Be-
standteilen als:
• Jahresbilanz mit einer Bilanz-
summe von 23.650.539,33 EUR
• Gewinn- und Verlustrechnung




B) Dem Geschäftsführer wird für das
Wirtschaftsjahr 2013 Entlastung er-
teilt.
Der Jahresabschlussprüfer erteilte fol-
genden Prüfvermerk:
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend
aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-Rechnung
und Anhang- unter Einbeziehung der Buch-
führung und den Lagebericht des Ret-
tungszweckverbandes „Südwestsachsen“,
Plauen, für das Geschäftsjahr vom 01.
Januar 2013 bis 31. Dezember 2013 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach
den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Regelungen
in der Verbandssatzung, des Sächsischen
Eigenbetriebsgesetzes (gültig bis 31. De-
zember 2013), der Sächsischen Eigenbe-
triebsverordnung sowie der Sächsischen
Gemeindeordnung liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter des
Rettungszweckverbandes. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den La-
gebericht abzugeben.
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung
nach § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und
Verstöße, die sich auf die Darstellung
des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht
vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden. Bei der Festlegung der
Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche
Umfeld des Rettungszweckverbandes so-
wie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der
Prüfung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen
Kontrollsystems sowie Nachweise für die
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss
und Lagebericht überwiegend auf der
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und
der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts.
Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prüfung eine hinreichend sichere Grund-
lage für unsere Beurteilung bildet.
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwen-
dungen geführt.
Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen der Verbandssat-
zung und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Rettungs-
zweckverbandes.
Der Lagebericht steht im Einklang mit
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage des
Rettungszweckverbandes und stellt die
Chancen und Risiken der künftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.
Plauen, den 18. Juli 2014
HKMS Treuhand GmbH Plauen
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Michael Köbrich Hans R. Schöffel
Wirtschaftsprüfer     Wirtschaftsprüfer“
Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen in den folgenden sieben Arbeitstagen
nach der Bekanntgabe (22.12.2014 bis
24.12.2014, 29.12.2014 bis 31.12.2014
sowie 02.01.2015) in der Geschäftsstelle
des Rettungszweckverbandes „Südwest-
sachsen“, Poeppigstraße 6, 08529 Plauen,








Öffentliche Bekanntmachung des Rettungszweckverbandes „Südwestsachsen“
Öffentliche Bekanntmachung des Rettungszweckverbandes „Südwestsachsen“
Der Entwurf zur Haushaltssatzung mit
dem Wirtschaftsplan 2015 des Zweck-
verbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen
liegt in der Zeit vom 18.12.2014 bis
02.01.2015 in der Geschäftsstelle des
Verbandes in 09366 Stollberg, Schlacht-
hofstraße 12, aus. Einwendungen gegen
den Entwurf können bis zum 13.01.2015
erhoben werden. 












Gültig ab dem 01.01.2015 nach Beschluss der Gesellschafterversammlung der WAD GmbH vom 27.11.2014
Anlage 1  Entwässerungsentgelt Anlage 1a  Einleitungsrichtwerte Anlage 2  Baukostenzuschuss 
§ 1 Vertragsverhältnis
Die Westsächsische Abwasserentsorgungs- und Dienstleistungsgesellschaft mbH (nachfolgend Gesellschaft genannt)
führt die Abwasserbeseitigung auf der Grundlage eines privatrechtlichen Abwasserbeseitigungsvertrages durch.
Für dieses Vertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingungen. Die Gesellschaft ist nach billigem Ermessen
berechtigt, mit dem Anschlussnehmer Sondervereinbarungen abzuschließen.
§ 2 Vertragspartner, Kunde
(1) Vertragspartner und Kunde der Gesellschaft ist im Rahmen des Abwasserbeseitigungsvertrages grundsätzlich
der Grundstückseigentümer. In Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit dem Erbbauberechtigten oder
ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigten abgeschlossen werden.
(2) Tritt an die Stelle eines Grundstückseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungseigentümern im Sinne
des Wohnungseigentumsgesetzes, so wird der Abwasserbeseitigungsvertrag mit der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentümer haftet anteilig nach dem Verhältnis seines
jeweiligen Miteigentumsanteils für die Verbindlichkeiten der Wohnungseigentümergemeinschaft. Jeder Woh-
nungseigentümer haftet als Gesamtschuldner, wenn er sich auch persönlich verpflichtet hat. Die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft verpflichtet sich, den Verwalter oder eine andere Person zu bevollmächtigen, alle
Rechtsgeschäfte, die sich aus dem Abwasserbeseitigungsvertrag ergeben, mit Wirkung für und gegen alle
Wohnungseigentümer mit der Gesellschaft abzuschließen und personelle Änderungen, welche die Haftung
der Wohnungseigentümer berühren, der Gesellschaft unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter nicht
benannt, so sind die an einen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen der Gesellschaft auch für die
übrigen Eigentümer rechtswirksam.
(3) Abs. 2 gilt entsprechend, wenn das Eigentum an dem Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich
zusteht (Gesamthandeigentum und Miteigentum nach Bruchteilen).
(4) Wohnt der Kunde nicht im Inland, so hat er der Gesellschaft einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen.
(5) In den Fällen der Abs. 2 und 4 ist der Kunde verpflichtet, einen Wechsel des Bevollmächtigten der
Gesellschaft unverzüglich anzuzeigen.
(6) Tritt anstelle der Gesellschaft ein anderes Unternehmen in die sich aus dem Abwasserbeseitigungsvertrag
ergebenden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des Kunden. Der Unter-
nehmenswechsel ist öffentlich bekannt zu geben.
(7) Bei einer Veräußerung des Grundstücks ist der Vertrag mit dem Kunden mit Eintragung des Eigentumswechsels
im Grundbuch beendet. Der Kunde ist verpflichtet, unverzüglich der Gesellschaft den neuen Eigentümer zu
benennen. Für Schäden, die der Gesellschaft durch die von dem Kunden zu verantwortende, fehlende oder
fehlerhafte Information des Eigentumswechsels entstehen, haftet der Kunde gegenüber der Gesellschaft.
§ 3 Vertragsabschluss
(1) Der Abwasserbeseitigungsvertrag soll schriftlich abgeschlossen werden und kommt im Übrigen durch Ab-
wassereinleitung, Fäkalienabfuhr oder sonstige Inanspruchnahme der Leistungen der Gesellschaft auch ohne
schriftlichen Vertrag zustande. Die Gesellschaft händigt jedem Kunden auf Verlangen die dem Abwasserbesei-
tigungsvertrag zu Grunde liegenden Abwasserentsorgungsbedingungen (AEB) einschließlich der dazugehörenden
Preisregelungen und Preislisten unentgeltlich aus.
(2) Eine Veröffentlichung erfolgt zudem im Internet unter www.wad-gmbh.de/aeb.
(3) Änderungen der Allgemeinen Entsorgungsbedingungen werden durch Mitteilung in den Amtsblättern der
Landkreise Zwickau und Erzgebirgskreis bekannt gegeben.
(4) Kommt der Abwasserbeseitigungsvertrag durch Abwassereinleitung zustande, so ist der Kunde verpflichtet,
dies der Gesellschaft unverzüglich mitzuteilen. Schäden aus unsachgemäßem Anschluss oder Einleitung hat
der Kunde zu tragen. Die Abwasserbeseitigung erfolgt zu den für gleichartige Vertragsverhältnisse geltenden
Preisen der Gesellschaft.
(5) Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen der Vertragsbedingungen bedürfen der Schriftform.
§ 4 Abwassereinleitung
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung
der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlammbeseitigung oder die
Schlammverwertung beeinträchtigen, das Material der öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihren Betrieb,
ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefährden können, oder die in den
öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden Personen schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase
und Dämpfe.
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:
1. Stoffe – auch in zerkleinertem Zustand – die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den öffentlichen
Abwasseranlagen führen können (z.B. Kehricht, Schutt, Mist, Sand, Küchenabfälle, Asche, Zellstoffe,
Textilien, Schlachtabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige Rückstände,
Schlamm, Haut- und Lederabfälle, Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Grundstückskläranlagen
und Abortgruben);
2. feuergefährliche, explosible, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Karbid, Phenole, Öle und
dergl.), Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut,
mit Krankheitskeimen behaftete Stoffe und radioaktive Stoffe;
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke;
4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (z. B. Überläufe aus Abortgruben, milchsaure Konzentrate,
Krautwasser);
5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann;
6. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Entfärbung im Klärwerk nicht gewährleistet ist;
7. Abwasser, das den Auflagen eines wasserrechtlichen Bescheides, den einschlägigen DIN-Normen oder
vertraglich vereinbarten Einleitwerten nicht entspricht.
8. Abwasser, dessen chemische und physikalische Eigenschaften über den allgemeinen Richtwerten für die
wichtigsten Beschaffenheitskriterien des Anhanges A.1 des Merkblattes DWA-M 115-2 in der jeweiligen
gültigen Fassung liegt.
9. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben vom dem zu erwarten ist, dass es auch nach der
Behandlung in der Kläranlage nicht den Mindestanforderungen nach § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes
entsprechen wird,
10. das wärmer als + 35° Celsius ist,
11. das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist,
12. Grund-, Dränage- und Quellwasser, 
13. Abwasser, dessen chemische und physikalische Eigenschaften über den in Anlage 1a festgelegten
Richtwerten liegen.
(3) Ausgenommen von Abs. 1 und 2 sind:
1. unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im
Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind;
2. Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können und
deren Einleitung die Gesellschaft im Einzelfall gegenüber dem Kunden zugelassen hat.
(4) Die Gesellschaft kann im Einzelfall weitergehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der Ab-
wasserbeseitigungsanlagen erforderlich ist.
(5) Die Gesellschaft kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 zulassen, wenn
öffentliche Belange und gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im
Einzelfall einen unbillige Härte bedeuten würde und der Kunde entstehende Mehrkosten übernimmt. Die
WAD kann nach billigem Ermessen den entstehenden Mehraufwand festsetzen, wenn eine gemäß Abs. 2 aus-
geschlossene Einleitung erfolgt.
(6) § 50 Abs. 2 SächsWG bleibt unberührt.
(7) Die Gesellschaft kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 Ziffer 2. und Abs. 4 neu festlegen, wenn die
Einleitung von Abwasser in die Abwasserbeseitigungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder
Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der Abwasserbeseitigungseinrichtung
geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die Gesellschaft kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur
Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen.
(8) Wenn Stoffe im Sinne der Abs. 1 und 2 in die Abwasserbeseitigungseinrichtung gelangen, hat der Kunde die
Gesellschaft sofort zu verständigen.
(9) Die Gesellschaft kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehandlung oder Speicherung
abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der
Abwasserbeseitigungseinrichtung oder auf sonstige gesetzliche Vorschriften erfordert.
(10) Solange die Abwasserbeseitigungsanlagen nicht bedarfsgerecht ausgebaut sind, kann die Gesellschaft mit
Zustimmung der höheren Wasserbehörde Abwasser, das wegen seiner Art oder Menge in den vorhandenen
Abwasseranlagen nicht abgeleitet oder behandelt werden kann, von der Einleitung befristet ausschließen
(§ 50 Abs. 5 SächsWG).
(11) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in Abwasserbeseitigungseinrichtungen, die nicht an eine Abwasserbehandlungsanlage
der Gesellschaft angeschlossen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden.
(12) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt und von sonstigem Wasser, bedarf
der schriftlichen Bewilligung der Gesellschaft. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dieser Bewilligung
gesonderte zusätzliche Entgelte mit dem Kunden zu vereinbaren.
WAD GmbH
Kundeninformation der WAD GmbH
Die Allgemeinen Entsorgungsbedingungen (AEB) der WAD GmbH ändern sich ab dem 1. Januar 2015 nach Beschluss der
Gesellschafterversammlung der WAD GmbH vom 27. November 2014:
Allgemeine Entsorgungsbedingungen (AEB) der Westsächsischen Abwasserentsorgungs- und Dienstleistungsgesellschaft mbH
WAD GmbH
AMTSBLATT  des Landkreises Zwickau | 12a /2014 3
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNGEN
(13) Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben wird durch die Gesellschaft oder einem von ihr
beauftragten Dritten entnommen und der öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage zugeführt.
(14) Kosten und sonstige Schäden, welche dadurch entstehen, dass der Kunde schuldhaft entgegen der vorstehenden
Vorschriften eine Abwassereinleitung vornimmt oder eine ordnungsgemäße Abwasser- und Fäkalienentsorgung
verhindert oder erschwert, sind von diesem zu tragen.
(15) Entwässert das betreffende Grundstück im Trennsystem, so hat der Kunde dafür Sorge zu tragen, dass im
Grundstücksanschluss für Regenwasser kein Schmutzwasser und im Grundstücksanschluss für Schmutzwasser
kein Regen-, Drän- oder Grundwasser eingeleitet wird.
§ 5 Untersuchung des Abwassers/Eigenkontrolle
(1) Die Gesellschaft kann vom Kunden Auskunft über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden
Abwassers verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten
Abwassers geändert werden, ist der Gesellschaft auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe
enthält, die unter das Verbot des § 4 fallen.
(2) Die Gesellschaft hat jederzeit das Recht, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Wird durch das Untersu-
chungsergebnis die nicht erlaubte Einleitung oder Fehleinleitung von Abwasser festgestellt, hat der Kunde die
Kosten der Untersuchung zu tragen und den ursprünglichen Zustand in Art und Menge herzustellen.
(3) Die Gesellschaft kann verlangen, dass auf Kosten des Grundstückseigentümers oder des Berechtigten im
Sinne von § 2 Abs. 1 Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit der
Abwässer zur Bestimmung der Schadstofffracht in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an
sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, betrieben und in ordnungsgemäßem Zustand
gehalten werden.
(4) Die Gesellschaft kann auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die für die Bedienung der Anlage und
für die Führung des Betriebstagebuches verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist mindestens drei Jahre
lang, vom Datum der letzten Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewahren und der
Gesellschaft auf Verlangen vorzulegen.
§ 6 Umfang der Abwasserbeseitigung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen
(1) Unter den Voraussetzungen des § 4 ist der Kunde berechtigt und verpflichtet, ausschließlich über den von der
Gesellschaft vorgehaltenen Grundstücksanschluss gemäß § 10 Abwasser in die Abwasserbeseitigungsanlagen
der Gesellschaft einzuleiten. Dies gilt nicht, soweit und solange die Gesellschaft an der Abwasserbeseitigung
durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr nicht zugemutet werden kann,
gehindert ist.
(2) Verfügt das Grundstück des Kunden über einen Anschluss an einen Kanal der Gesellschaft ohne Anbindung
an eine Abwasserbehandlungsanlage (Zentrale Kläranlage), hat der Kunde vor Einleitung des Abwassers
gemäß Abs. 1 auf seinem Grundstück durch Errichtung und Unterhaltung einer Kleinkläranlage im Sinne
von § 15 Abs. 4 und 5 eine ausreichende Vorklärung des Abwassers unter Beachtung der DIN 4261
vorzunehmen (sog. Teileinleiter).
(3) Sofern das Grundstück des Kunden über einen Anschluss an einen Kanal oder ein Druckentwässerungssystem
der Gesellschaft mit Anbindung an eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft verfügt, hat der Kunde
das gesamte Abwasser ohne Vorklärung einzuleiten (sog. Volleinleiter).
(4) Mit schriftlicher Anzeige der Bereitstellung des Vollanschlusses durch die Gesellschaft hat der Kunde seine
private Kleinkläranlage bzw. abflusslose Grube mit WC-Anschluss unverzüglich stillzulegen. Die Anlagen des
Kunden sind bei Außerbetriebnahme vom Grundstücksentwässerungssystem abzutrennen und gleichzeitig
vom Fäkal schlamm restlos zu entleeren. Eine gewünschte weitere Nutzung als Brauchwasserzisterne ist mit
der Gesellschaft zu vereinbaren.
(5) Die Abwasserbeseitigung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten
erforderlich ist. Die Gesellschaft hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben.
(6) Die Gesellschaft hat den Kunden bei einer nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Ab-
wasserbeseitigung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt,
wenn die Unterrichtung nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Gesellschaft dies nicht zu
vertreten hat.
§ 7 Haftung
(1) Für Schäden, die ein Kunde durch Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Abwasserbeseitigung
erleidet, haftet die Gesellschaft aus Vertrag oder unerlaubter Handlung nicht im Falle:
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Kunden, es sei denn, dass der Schaden
von der Gesellschaft oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen vorsätzlich oder fahrlässig
verursacht worden ist, 
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden durch Vorsatz oder durch grobe Fahrlässigkeit
der Gesellschaft oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit eines vertre-
tungsberechtigten Organs oder Gesellschafters verursacht worden ist.
(2) Die Haftungsbeschränkung des Abs. 1 gilt auch für den Fall, dass der Schaden durch ein von der Gesellschaft
beauftragtes drittes Unternehmen entstanden ist.
(3) Der Kunde hat den Schaden unverzüglich der Gesellschaft oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen
Unternehmen mitzuteilen.
(4) Der Kunde und die sonstigen Benutzer haften für schuldhaft verursachte Schäden, die infolge einer
unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser AEB widersprechenden Benutzung oder infolge eines
mangelhaften Zustandes der Kleinkläranlagen oder abflusslosen Gruben entstehen. Sie stellen die Gesellschaft
von Ersatzansprüchen Dritter frei, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Gehen derartige
Schäden auf mehrere Kleinkläranlagen oder abflusslose Gruben zurück, so haften deren Eigentümer oder
Benutzer als Gesamtschuldner.
(5) Kann die Entsorgung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben wegen höherer Gewalt, Betriebsstörung,
Witterungseinflüssen, Hochwasser oder ähnlichen Gründen nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt
werden, haben der Kunde und die sonstigen Benutzer keinen Anspruch auf Schadensersatz.
(6) Der Kunde und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlage
einschließlich der vorhandenen Kleinkläranlagen oder abflusslosen Gruben zu sorgen.
§ 8 Grundstücksbenutzung
(1) Der Kunde hat entsprechend § 93 WHG für Zwecke der örtlichen Abwasserbeseitigung das Anbringen und
Verlegen von Anlagen zur Abwasserbeseitigung einschließlich Zubehör sowie sonstige Schutzmaßnahmen
zuzulassen bzw. den Zugang zu seiner Entwässerungsanlage zu ermöglichen. Diese Pflicht betrifft alle
Grundstücke, die an die Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom
Kunden in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich
vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme des Grundstücks den Kunden mehr als
notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde.
(2) Der Kunde ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu
benachrichtigen.
(3) Der Kunde kann die Verlegung der Anlagen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr
zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gesellschaft zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Anlagen
ausschließlich der Abwasserbeseitigung des Grundstücks dienen oder die dingliche Nutzung des Grundstückes
durch Grunddienstbarkeiten zu Gunsten der Gesellschaft gesichert sind bzw. auf Grundlage gesetzlicher An-
spruchsgrundlagen und sonstiger Regelungen durch die Gesellschaft noch gesichert werden.
(4) Wird die Abwasserbeseitigung eingestellt, so hat der Kunde die Entfernung der Anlagen zu gestatten oder sie
auf Verlangen der Gesellschaft hin fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht
zugemutet werden kann. Im Übrigen gilt Abs. 3 entsprechend.
(5) Kunden, die nicht Grundstückseigentümer sind, haben auf Verlangen der Gesellschaft die schriftliche
Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Benutzung des zu entsorgenden Grundstücks im Sinne der
Abs. 1 und 4 beizubringen.
§ 9 Baukostenzuschuss
(1) Die Gesellschaft ist berechtigt, vom Kunden einen Baukostenzuschuss (BKZ) zur Abdeckung der bei
wirtschaftlicher Betriebsführung entstehenden Kosten für die Herstellung, den Ausbau, die Verstärkung und
die Verbesserung der Entsorgungsqualität der Abwasserbeseitigungsanlagen bei Anschluss des Kunden zu ver-
langen.
(2) Für die Berechnung des BKZ werden die Grundstücksfläche und die Höhe der Bebauung (Geschosse) als
Maß der bereitgestellten Entwässerungsleistung beim Baukostenzuschuss herangezogen.
(3) Als Grundstücksfläche gilt die gesamte baulich oder gewerblich nutzbare Fläche des jeweiligen Buchgrundstücks.
Abweichend von Satz 1 gilt ausnahmsweise nicht das Buchgrundstück, sondern die jeweilige wirtschaftliche
Einheit als Grundstücksfläche, wenn die Zugrundelegung des Buchgrundstücks grob unangemessen ist; dies
ist insbesondere der Fall, wenn das Buchgrundstück bei unzureichender Größe allein nicht bebaubar wäre,
zusammen mit angrenzenden Grundstücken desselben Eigentümers jedoch ohne Weiteres baulich angemessen
genutzt werden darf. Zu den baulich nutzbaren Flächen zählen auch solche, die zwar nicht bebaut aber bau-
akzessorisch genutzt werden dürfen (z. B. Garten- und Hofflächen, Stellplätze, Zufahrten) soweit deren
Einbeziehung der Billigkeit entspricht. Liegt ein Buchgrundstück teilweise im Innen- und teilweise im
Außenbereich, wird die Außenbereichsfläche in entsprechender Anwendung von § 19 Abs. 1 SächsKAG nicht
mit veranlagt, soweit keine bauakzessorische Nutzung vorliegt.
(4) Geschosse sind die Ebenen eines Gebäudes (Erdgeschoss-, Ober- und Dachgeschoss), in denen sich Räume
befinden, die von Menschen in aufrechter Haltung betreten werden und einem nicht nur vorübergehenden
Aufenthalt dienen können. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Anzahl der  Geschosse einseitig nach
pflichtgemäßem Ermessen auf Grund des äußeren Erscheinungsbildes des Gebäudes festzulegen. Kellerebenen
gelten grundsätzlich nicht als Geschosse. Sie können jedoch im Rahmen der Ermessensausübung als
Geschosse festgelegt werden, soweit sie teilweise über die Geländeoberfläche hinausragen und z.B. durch
Einfügen von Fenstern den Eindruck einer Wohn- oder Arbeitsnutzung vermitteln oder tatsächlich zu Wohn-
und Arbeitszwecken geeignet sind (Souterrain). Der Kunde ist berechtigt, durch Vorlage entsprechender
Unterlagen (Baupläne, etc.) Umstände darzulegen, dass es sich nicht um ein Geschoss im Sinne dieser AEB
handelt. Soweit das jeweilige Geschoss über mindestens zwei Drittel seiner Grundfläche eine lichte Höhe
von 2,00 m aufweist, besteht jedoch die unwiderlegbare Vermutung des Vorliegens eines Geschosses.
(5) Bereits bezahlte Erschließungskosten für Abwasserbeseitigungsanlagen der Gesellschaft werden bei Nachweis
durch den Kunden auf fällige BKZ angerechnet. 
(6) Die Berechnung des BKZ ergibt sich aus der Anlage 2 dieser AEB.
(7) Der BKZ wird 4 Wochen nach schriftlicher Anzeige der Gesellschaft zur Bereitstellung des Grundstücksanschlusses
und der damit verbundenen Möglichkeit der Abwassereinleitung zur Zahlung fällig. Der Kunde ist verpflichtet,
4ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNGEN
die Herstellung der Verbindung der Grundstücksentwässerungsanlagen mit den Abwasseranlagen der
Gesellschaft dieser unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Wird die Verbindung durch den Kunden selbst
hergestellt und unterlässt er die Anzeige der Verbindungsherstellung, tritt die Fälligkeit erst mit positiver
Kenntnis der Gesellschaft von der bestehenden Verbindung ein. Eine fahrlässige Nichtkenntnis reicht nicht,
um die Fälligkeit herbeizuführen.
(8) Tritt zwischen Herstellung des Grundstücksanschlusses durch die Gesellschaft und der Fälligkeit des BKZ
nach Abs. 5 ein Eigentumswechsel ein, so haftet der bisherige Grundstückseigentümer neben dem neuen
Eigentümer für den Baukostenzuschuss als Gesamtschuldner. Selbiges gilt bei Änderung oder Begründung
von Erbbaurechten oder sonstigen dinglichen Rechten im Sinne von § 2 Abs. 1.
§ 10 Grundstücksanschluss
(1) Der Grundstücksanschluss besteht bei einem Mischsystem aus einer Verbindungsleitung und bei einem
Trennsystem aus mindestens einer Verbindungsleitung zwischen Hauptsammler im öffentlichen Bereich und
den Leitungen innerhalb des privaten Grundstückes. Er beginnt in der Regel mit der Abzweigstelle am
Sammler und endet an der Grundstücksgrenze. Auf Wunsch des Kunden stellt die Gesellschaft weitere,
dauerhafte oder vorläufige Anschlüsse gegen Kostenerstattung her.
(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung werden nach Anhörung des Kunden
und unter Beachtung der Regeln der Technik sowie Wahrung seiner berechtigten Interessen von der
Gesellschaft bestimmt.
(3) Grundstücksanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen der Gesellschaft und stehen in deren Eigentum. Sie
werden ausschließlich von dieser hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt,
müssen zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. Der Kunde darf keine Einwirkungen auf den
Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.
(4) Jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden der Leitung sowie sonstige
Störungen sind der Gesellschaft sofort mitzuteilen.
(5) Kunden die nicht Grundstückseigentümer sind, haben auf Verlangen der Gesellschaft die schriftliche
Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Herstellung des Grundstücksanschlusses unter Anerkennung
der damit verbundenen Verpflichtungen beizubringen.
(6) Die Gesellschaft kann Anschlussanträge zurückstellen oder eine Herstellung des Grundstücksanschlusses
ablehnen, bis eventuell notwendige Kanalverstärkungen bzw. Kanaldimensionierungserweiterungen hergestellt
wurden.
§ 11 Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage besteht aus den Einrichtungen des Kunden, die der Ableitung des
Abwassers und bei Nichtanschluss des Grundstückes an eine öffentliche Abwasserbehandlung, der Vorbehandlung
des Abwassers (Kleinkläranlage) oder der Sammlung von Fäkalschlamm (abflusslose Grube) dienen. Sie
beginnt an der Grundstücksgrenze und umfasst alle Leitungen und Anlagen des Kunden in dessen eigenen
Grundstück und eventuell weiterer privater Grundstücke, wenn diese zur Erreichung des Grundstücksanschlusses
(§ 10) genutzt werden müssen. Sie befindet sich im Eigentum des Kunden. 
(2) Entwässert die Abwasserbeseitigungsanlage der Gesellschaft als Freispiegelleitung und besteht zur Abwasser-
beseitigungsanlage der Gesellschaft kein natürliches Gefälle, so kann die Gesellschaft vom Kunden den
Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage
eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechenden Planung
und Ausführung der Abwasserbeseitigungseinrichtung nicht möglich ist. Die Hebeanlage ist Bestandteil der
Grundstücksentwässerungsanlage.
(3) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mit abgeschwemmt
werden können, sind in die Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten und zu benutzen.
Die DIN 1999 für Leichtflüssigkeiten und die DIN 4040 für Fettabscheider sind zu beachten Der Kunde ist
für die Funktionsfähigkeit der Abscheideranlage verantwortlich. Die Reinigung der Anlage hat unter
Berücksichtigung der Bedienungsanleitung oder Bauartzulassung zu erfolgen. Die Gesellschaft kann den
Nachweis der ordnungsgemäßen Entleerung verlangen.
(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist vom Kunden gegen Rückstau von Abwasser aus der Abwasserbesei-
tigungseinrichtung zu schützen. Die Gesellschaft haftet nicht für Schäden durch Rückstau.  Die WAD kann
Maßnahmen im Einzelfall festlegen.
(5) Für die ordnungsgemäße Herstellung, Erweiterung, Änderung und Unterhaltung sowie den sicheren Betrieb
der Grundstücksentwässerungsanlage ist der Kunde verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile
einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.
(6) Grundstücksentwässerungsanlagen werden nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hergestellt
und betrieben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die technischen Bestimmungen
für den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die in den
DIN 1986,1997, 1998, EN 1610, 4033, 18306, 4261, EN 752, EN 12056 bzw. DWA-Blättern M 115, A 123
in der jeweils gültigen Fassung festgelegt sind, soweit nicht durch öffentliche Bekanntmachung der obersten
Wasserbehörde andere Regelungen getroffen werden.
(7) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist so zu betreiben, dass Störungen anderer Kunden, störende
Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gesellschaft oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Abwasserentsorgung
ausgeschlossen sind. Schäden an der Grundstücksentwässerungsanlage sind vom Kunden unverzüglich zu be-
seitigen.
(8) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf nur unter Beachtung gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen,
den anerkannten Regeln der Technik sowie den Vertragsbedingungen hergestellt, erweitert, geändert,
unterhalten und betrieben werden. Die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlage sowie deren
Erweiterung oder wesentliche Änderung dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt
werden und sind der Gesellschaft vor Baubeginn schriftlich anzuzeigen. Die Gesellschaft ist berechtigt, die
Ausführung der Arbeiten zu überwachen.
(9) Mit der Erweiterung oder wesentlichen Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach
schriftlicher Zustimmung der Gesellschaft begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, ins-
besondere nach wasserrechtlichen Bestimmungen, bleibt auch bei Zustimmung der Gesellschaft unberührt.
(10) Die Verbindung der Grundstücksentwässerungsanlagen mit den Abwasseranlagen der Gesellschaft ist im Ein-
vernehmen mit der Gesellschaft herzustellen. Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm
Nennweite auszuführen. Der Revisionsschacht mit Reinigungsrohr ist so nahe wie technisch möglich an die
Grundstücksgrenze auf dem privaten Grundstück zu setzen; er muss stets zugänglich und bis auf Rückstauebene
wasserdicht ausgeführt sein. Abweichende Regelungen müssen zwischen dem Kunden und der Gesellschaft
vertraglich vereinbart sein.
(11) Änderungen der Grundstücksentwässerungsanlage führt der Kunde auf eigene Kosten aus, soweit er die
Änderung zu vertreten hat oder ihm dadurch Vorteile erwachsen. Diese liegen insbesondere dann vor, wenn sich
die Art und Menge des Abwassers nachhaltig ändern oder durch die zusätzliche Entsorgung von Regenwasser
ein s.g. Trennsystem mit zwei Grundstücksanschlüssen hergestellt wird. Gleiches gilt, wenn die Änderung der
Grundstücksentwässerungsanlage und/oder Stilllegung der Kleinkläranlage und/oder der abflusslosen Grube,
dem erstmaligen leitungsgebundenen Anschluss an die Abwasseranlagen der Gesellschaft dient.
(12) Soll eine Grundstücksentwässerungsanlage – auch vorübergehend – außer Betrieb genommen werden, so
kann die Gesellschaft auf Antrag des Kunden die Grundstücksanschlussleitung zurückbauen. Der Aufwand ist
vom Kunden zu ersetzen. Bis zu einem Rückbau hat die Gesellschaft für die Vorhaltung des Anschlusses einen
Anspruch auf Zahlung des Grundpreises für mindestens eine Wohneinheit (WE) gemäß Anlage 1.
§ 12 Anschluss der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Die Fertigstellungen der Grundstücksentwässerungsanlage und die Verbindung zur Grundstücksanschlussleitung
im Zusammenhang mit Neu- und Umbaumaßnahmen auf dem Grundstück des Kunden sind der Gesellschaft
vom Kunden anzuzeigen.
(2) Wenn im Zuge von Umbau- und Sanierungsmaßnahmen im öffentlichen Bereich die Gesellschaft Grund-
stücksanschlüsse neu herstellt, wird der Kunde von deren Fertigstellung informiert und zur Herstellung der
Verbindung mit seiner Grundstücksentwässerungsanlage aufgefordert. Der Aufforderung ist spätestens sechs
Monate nach Bekanntgabe durch die Gesellschaft nachzukommen. Ist dies erfolgt, hat der Kunde analog § 12
Absatz 1 die Fertigstellung der Gesellschaft anzuzeigen.
(3) Nach Anzeige der Fertigstellung des Anschlusses durch den Kunden nimmt die Gesellschaft die Verbindung
zwischen der Grundstücksentwässerungsanlage und der Grundstücksanschlussleitung ab. Die Abnahme hat
zeitnah durch vorherige Terminvereinbarung mit dem Kunden bzw. dessen Bevollmächtigten zu erfolgen.
Die schriftliche Vollmacht ist zum Abnahmetermin vorzulegen. Bei der Abnahme ist vom Kunden bzw. dessen
Bevollmächtigten der ungehinderte Zugang zur Verbindungsstelle zu gewährleisten. Hauptsächlicher Inhalt
der Abnahme ist die visuelle Prüfung auf Dichtheit der Grundstücksentwässerungsanlage, der Verbindungsstelle
und die Einhaltung der vertraglich vereinbarten Einleitbedingungen. Über das Ergebnis wird ein
Abnahmeprotokoll erstellt, welches von der Gesellschaft und dem Kunden bzw. dessen Bevollmächtigten zu
unterzeichnen ist. Sofern auf Grund von Mängeln eine Abnahme durch die Gesellschaft verweigert wird, ist
dem Kunden eine angemessene Frist zur Herstellung der Mängelfreiheit zu setzen. Nach Anzeige der
Fertigstellung durch den Kunden wird eine erneute Abnahme durchgeführt. Kann auf Grund schuldhaften
Verhaltens des Kunden keine Abnahme durchgeführt werden, behält sich die Gesellschaft vor, die ihr
entstanden Kosten gemäß Nebenleistungskatalog dem Kunden in Rechnung zu stellen.
§ 13 Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so
ist die Gesellschaft berechtigt, bis zur angezeigten Beseitigung des Mangels die Abwasserbeseitigung zu
verweigern oder andere geeignete Maßnahmen zur Mängelbeseitigung auf Kosten des Kunden zu ergreifen;
bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet.
(2) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlage sowie durch
deren Anschließung an die Abwasserbeseitigungseinrichtung übernimmt die Gesellschaft keine Haftung für
die Mängelfreiheit der Anlage.
§ 14 Zutrittsrecht, Anzeigepflicht, Auskünfte
(1) Der Kunde hat den mit einem Dienstausweis oder einer schriftlichen  Vollmacht versehenen Beauftragten der
Gesellschaft den Zutritt zu seinem Grundstück, seinen Anlagen gemäß § 11 und zu seinen Räumen zu
gestatten, soweit dies zur Prüfung der technischen Einrichtungen und zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und
Pflichten nach diesen Vertragsbedingungen zwingend erforderlich ist bzw. eine anderweitige Prüfungsmöglichkeit
nicht besteht oder nur mit einem unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist. Dieses Zutrittsrecht und die
Auskunftspflicht treffen besonders auch auf die Kontrollpflichten, die sich für die Gesellschaft aus der Klein-
kläranlagenverordnung des Freistaates Sachsen in der jeweils geltenden Fassung ergeben, zu.
(2) Wenn es aus den in Abs. 1 genannten Gründen erforderlich ist, auch die Räume eines Dritten (Mieter, etc.)
zu betreten, ist der Kunde verpflichtet, der Gesellschaft hierzu die Möglichkeit zu verschaffen, sofern der
Dritte nicht rechtzeitig erreichbar und Gefahr in Verzug ist. Bei Verweigerung des Zutritts ist di e Haftung der
Gesellschaft für eventuelle Schäden ausgeschlossen. Der Kunde hat sich das Verhalten des Dritten zurechnen
zu lassen.
AMTSBLATT  des Landkreises Zwickau | 12a /2014 5
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNGEN
(3) Der Kunde hat der Gesellschaft unverzüglich schriftlich anzuzeigen:
- die Inbetriebnahme bzw. Außerbetriebnahme von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben,
- den Anschluss des Grundstücks an die Kanalisation der Gesellschaft,
- den Erwerb oder die Veräußerung eines Grundstücks.
Es sind die Größe der vorhandenen Anlagen, der bauliche Zustand, der Entleerungszyklus sowie die letzte
Entleerung anzuzeigen.
(4) Der Kunde und die sonst zur Nutzung eines Grundstückes oder einer darauf befindlichen baulichen Anlage
bzw. Wohnung berechtigten Personen sind verpflichtet, alle zur Durchführung der Abwasserbeseitigung er-
forderlichen Auskünfte nach diesen Entsorgungsbedingungen zu erteilen.
(5) Wechselt der Grundstückseigentümer, so haben sowohl der bisherige als auch der neue Grundstückseigentümer
die Gesellschaft unverzüglich über den Wechsel zu benachrichtigen. Gleiches gilt bei Veränderung der Art der
Grundstücksentwässerungsanlage und sprunghaften Änderung der Beschaffenheit und Menge des Abwassers.
§ 15 Technische Anschlussbedingungen, Betrieb der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben
(1) Die Gesellschaft ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Grundstücksanschluss und andere
Anlagenteile sowie an den Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage festzulegen, soweit dies aus Gründen
der sicheren und störungsfreien Entsorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse der Abwasser-
beseitigungseinrichtung notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den anerkannten Regeln der Technik
nicht widersprechen.
(2) Der Anschluss bestimmter Abwasseraufnahmeeinrichtungen innerhalb der Grundstücksentwässerungsanlage
durch den Kunden kann von der vorherigen Zustimmung der Gesellschaft abhängig gemacht werden. Die
Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Entsorgung
gefährden würde.
(3) Jedes Grundstück, das an die Fäkalschlammentsorgung angeschlossen wird, ist vor her vom Grundstückseigentümer
auf seine Kosten mit einer Kleinkläranlage oder abflusslosen Grube zu versehen, die entsprechend den
hierfür geltenden Bestimmungen, insbesondere des Bau- und Wasserrechts, und nach den anerkannten
Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern ist .
(4) Die Grundstückskläranlage ist auf dem anzuschließenden Grundstück im Einvernehmen mit der Gesellschaft
so zu erstellen, dass die Abfuhr durch Entsorgungsfahrzeuge ungehindert möglich ist. Ungehindert heißt,
dass die Entsorgungsfahrzeuge mindestens bis auf 5 m an die Entsorgungsstelle heranfahren können. Sollte
eine Schlauchverlängerung notwendig sein, so wird dafür ein Schlauchgeld entsprechend Anlage 1 Ziffer 4.
Satz 4 erhoben. Bis zu 10 m Schlauchlänge sind im Fäkalpreis schon enthalten.
(5) In die Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben dürfen Stoffe nicht eingeleitet werden, welche:
- die mit der Entsorgung beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen könn-
ten,
- die zur Entsorgung verwendeten Anlagen, Fahrzeuge und Geräte gefährden oder beschädigen, die
Entsorgung erschweren, behindern oder beeinträchtigen könnten,
- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. Im Übrigen gelten die Ein-
leitverbote des § 4 Abs. 1 bis 5 entsprechend.
(6) Wird der Kleinkläranlage oder der abflusslosen Grube nicht ausschließlich häusliches Abwasser zugeführt,
kann die Gesellschaft den Einbau und den Betrieb von Überwachungseinrichtungen verlangen.
(7) Außerdem haftet der Kunde für Schäden, welche der Gesellschaft durch die Einleitung und Entsorgung von
unzulässigen Stoffen nach Abs. 5 i. V. m. § 4 entstehen. Daneben bleibt § 4 Abs. 14 unberührt.
§ 16 Entnahme, Transport und Entsorgung von Fäkalschlamm, Fäkalien und Abwässern aus
Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben
(1) Auf Grundlage des § 48 SächsWG entsorgt die Gesellschaft den Inhalt von Kleinkläranlagen und abflusslosen
Gruben unter Beachtung und Einhaltung der einschlägigen DIN-Normen, insbesondere der DIN 4261. Sie
transportiert und behandelt den entnommenen Fäkalschlamm.
(2) Für die Fäkalschlammentsorgung stellt die Gesellschaft dem Kunden oder seinem Beauftragten eine
Rechnung. Grundlage der Rechnung ist der vom Kunden oder seinem Beauftragten unterzeichnete
Einzelnachweis / elektronische Lieferschein. Die Höhe des Kubikmeterpreises ist in Anlage 1 Ziffer 4. dieser
AEB genannt.
(3) Der Zugang zur Kleinkläranlage bzw. abflusslosen Grube muss ungehindert möglich sein. Zeitlicher
Mehraufwand durch die vom Kunden zu vertretene Behinderung im Zugang oder durch verfestigten
Fäkalschlamm wird je angefangene halbe Stunde mit dem in der Anlage 1 Ziffer 4. dargestellten Betrag in
Rechnung gestellt.
(4) Für den Fall, dass trotz rechtzeitiger Mitteilung des Entsorgungstermins eine Entsorgung durch schuldhaftes
Handeln oder Unterlassen (z.B. durch Abwesenheit, etc.) nicht möglich ist, ist die Gesellschaft berechtigt,
vom Kunden eine Kostenpauschale gemäß Anlage 1 Ziffer 4. zu verlangen.
(5) Sollte der Zugang vom Kunden schuldhaft verwehrt werden, erfolgt eine Anzeige bei der Unteren
Wasserbehörde des zuständigen Landratsamtes wegen Verstoß gegen das Wasserhaushaltsgesetz. Darüber
hinaus kann von der Gesellschaft eine Vertragsstrafe gemäß § 27 dieser AEB geltend gemacht werden.
(6) Die Entleerung der Grubeninhalte erfolgt nach einem Tourenplan, der nach Straßenzügen aufgebaut ist.
Kleinkläranlagen werden nach DIN 4261von Fäkalschlamm entleert. Die Entnahme des Fäkalschlamms aus
vollbiologischen Kleinkläranlagen erfolgt bedarfsgerecht auf der Grundlage des aktuellen Wartungsprotokolls
unter Beachtung der Bauartzulassung.
(7) Im Rahmen des Tourenplanes wird der Kunde mindestens 6 Wochen zuvor über den Tag der Fäkalentsorgung
benachrichtigt. Bei Entleerungsbedarf auf der Grundlage des Wartungsprotokolls erfolgt die Benachrichtigung
mindestens 1 Woche vor dem Termin.
(8) Bei Mehrkammerkläranlagen erfolgt der Umfang der Entleerung nach der DIN 4261 Teil 3. Eine restlose, alle
Kammern betreffende Entleerung muss vom Eigentümer oder seinem Beauftragten extra beauftragt werden.
Diese restlose Entleerung erfolgt nur soweit, wie mit üblichen technischen Mitteln erreichbar.
(9) Bei Kleinkläranlagen hat der Eigentümer oder sein Beauftragter dafür Sorge zu tragen, dass eine Wiederauffüllung
der Anlage mit Wasser erfolgt. Dies erfolgt nicht automatisch durch die Gesellschaft. Sollte dies aber
gewünscht werden, so ist ein gesonderter Auftrag zu erteilen. Für Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben,
deren Inhalt außerhalb des Tourenplanes entsorgt werden muss, ist gegen Berechnung einer Anfahrtspauschale
eine gesonderte Abfuhr und Behandlung jederzeit möglich.
(10) Eine rechtzeitige Beauftragung des zusätzlichen Entleerungstermins ist zwecks Einplanung notwendig.
Kurzfristige (innerhalb von 48 h) geforderte Entleerungen sind mit Preisaufschlag möglich (siehe Anlage 1
Ziffer 4.).
(11) Nach Stilllegung von Kleinkläranlagen oder abflusslosen Sammelgruben ist deren gesamter Inhalt durch die
Gesellschaft zu entnehmen und zu behandeln. Der Eigentümer hat dazu den entsprechenden Entsorgungsauftrag
an die Gesellschaft zu stellen. Ein gesamtes oder teilweises Abpumpen des Inhaltes von Kleinkläranlagen oder
abflusslosen Sammelgruben durch die Eigentümer oder von ihnen beauftragte Dritte ist nicht statthaft. Zu-
widerhandlungen werden als Vertragsstrafe nach § 27 dieser AEB geahndet.
§ 17 Entgelterhebung
(1) Die Gesellschaft erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen Abwasserentgelte. Sie werden
erhoben für die Schmutzwasserentsorgung, Niederschlagswasserentsorgung, Entsorgung abflussloser Gruben
sowie Kleinkläranlagen, für Abwasser, das in öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet wird, die nicht an ein
Klärwerk angeschlossen sind (TOK) und für sonstiges Abwasser. Das Entgelt für die Schmutzwasserentsorgung
sowie TOK setzt sich zusammen aus einem Einleitentgelt und einem Grundpreis.
(2) Der Grundstückseigentümer ist zur Zahlung der jeweiligen Abwasserentgelte verpflichtet. Entgeltpflichtig
ist außerdem, wer die Leistungen der Abwasserbeseitigungsanlagen in Anspruch nimmt. 
(3) Mehrere Grundstückseigentümer desselben Grundstücks haften als Gesamtschuldner.
(4) Beim Wechsel des Grundstückseigentümers geht die Pflicht mit Beginn des Nutzungsrechtes durch den
neuen Anschlussnehmer auf diesen über. Wenn der bisherige Grundstückseigentümer eine Mitteilung vom
Übergang der Entgeltpflicht versäumt hat, so haftet er für die Entgelte, die für den Zeitraum bis zum Eingang
der Mitteilung bei der Gesellschaft entstehen, gesamtschuldnerisch mit dem neuen Grundstückseigentümer.
(5) Die Entgelte werden nach Wahl der Gesellschaft monatlich, quartalsweise oder in anderen Zeitabschnitten,
die jedoch zwölf Monate nicht wesentlich überschreiten dürfen, abgerechnet.
(6) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so wird die für die neuen Preise maßgebliche
Abwassermenge zeitanteilig berechnet. Entsprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes.
(7) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen (vgl. §§ 18 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 19 Abs. 2 und 3) eine
Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder werden andere Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages
festgestellt, so ist das zuviel oder zuwenig berechnete Entgelt zu erstatten oder nachzuentrichten. Der Be-
richtigungsanspruch ist auf längstens drei Abrechnungsjahre beschränkt.
§ 17 a Entgelterhebung für die Niederschlagswasserentsorgung
(1) Das Entgelt für die Niederschlagswasserentsorgung wird nach der Niederschlagswassermenge bemessen, die
auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstück anfällt und in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen eingeleitet wird. Die Höhe der Entgelte ergibt sich aus der jeweils gültigen Anlage 1.
(2) Die Niederschlagswassermenge bemisst sich nach der versiegelten Grundstücksfläche. Versiegelte Grund-
stücksflächen sind:
1. die gesamten Grundflächen von Gebäuden oder baulichen Anlagen einschließlich der Dachüberstände,
2. die Flächen der überdachten Terrassen, Freisitze o. ä.,
3. die Flächen, die mit einem wasserundurchlässigen oder teilweise wasserundurchlässigen Belag oder
einer Überdachung versehen sind,
4. die Flächen der Straßen, Wege und Plätze,
5. die sonstigen regelmäßig entwässerten Flächen, soweit von diesen Flächen Niederschlagswasser in die öf-
fentlichen Abwasseranlagen gelangt. Dies gilt nicht, soweit das Niederschlagswasser über eine zusätzliche
Messeinrichtung gemäß § 19 Abs. 2 zur Nutzung als Brauchwasser auf dem Grundstück verwendet wird.
(3) Die versiegelte Grundstücksfläche wird von der Gesellschaft ermittelt und dem Kunden mitgeteilt. Die
mitgeteilte Grundstücksfläche wird Bestandteil des Abwasserbeseitigungsvertrages und Grundlage der
Erhebung der Entgelte für die Niederschlagswasserentsorgung 
(4) Ist im Einzelfall die versiegelte Grundstücksfläche gem. Abs. 2 kleiner als die nach Absatz 3 mitgeteilte, so ist
diese der Entgelterhebung auf Antrag des Grundstückseigentümers zugrunde zu legen. Der Antrag muss
Angaben über den Umfang der bebauten und befestigten Flächen und die Art der Versiegelung enthalten. Die
Angaben haben in der Form eines Erhebungsbogens zu erfolgen, der von der Gesellschaft dem Entgeltschuldner
übersandt wird. Die Berücksichtigung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Antragstellung.
(5) Ist im Einzelfall die versiegelte Grundstücksfläche gem. Abs. 2 größer als die nach Absatz 3 mitgeteilte, so ist
diese der Entgelterhebung zugrunde zu legen. Der Kunde ist gegenüber der Gesellschaft verpflichtet, die
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größere Grundstücksfläche mitzuteilen. Die Gesellschaft ist im Einzelfall berechtigt, die versiegelte Fläche
unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht
ermittelt werden kann.
§ 17 b Absetzungen bei der Niederschlagswasserentsorgung
(1) Wird im Einzelfall nachweislich in zulässiger Weise von der der Entgelterhebung zugrunde liegenden Fläche
die insbesondere wie folgt versiegelt sind:
1. Dachflächen mit begrünten Dächern,
2. Pflaster oder Platten in Splitt oder Sand verlegt oder
3. wassergebundene Decken
nicht das gesamte Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet, so wird auf schriftlichen
Antrag des Grundstückseigentümers die abrechnungsrelevante versiegelte Grundstücksfläche um 50 % ge-
kürzt.
(2) Die Bemessungsfläche wird bei vorhandenen Retentionsanlagen zur Speicherung und Nutzung von Nieder-
schlagswasser, die dem Stand der Technik (ATV-138 und ATV A-117) entsprechen, über ein Mindestfassungsvolumen
von 2 m³ verfügen und soweit maximal 50 m² je m³ Speichervolumen angeschlossen sind, um 40 % reduziert.
(3) Teilflächen, für die der Grundstückseigentümer oder seine Rechtsvorgänger eine entsprechende Kostenablösung
vollumfänglich geleistet haben, werden von der abrechnungsrelevanten Grundstücksfläche abgesetzt.
§ 17 c Entgelterhebung für die Schmutzwasserentsorgung
(1) Für die Einleitung von Abwasser in die Abwasserbeseitigungseinrichtung der Gesellschaft ist vom Kunden ein
Entgelt pro Kubikmeter nach Frischwasserentnahmemaßstab gemäß § 18 zu zahlen. Außerdem ist ein
Grundpreis pro Wohneinheit (WE) und angefangenem Monat der an die Abwasserentsorgung angeschlossenen
Wohneinheiten zu entrichten. Befinden sich auf einem angeschlossenen Grundstück keine Wohneinheiten
sondern öffentliche, gewerbliche oder andere Bauten, wird für diese ein Wohneinheitengleichwert (WEG)
herangezogen. Die Berechnungsgrundlagen sind Bestandteil der Anlage 1. Die Höhe der Entgelte ergibt sich
aus der jeweils gültigen Anlage 1. Die Entgelte werden nach Wahl der Gesellschaft monatlich, quartalsweise
oder in anderen Zeitabschnitten, die jedoch zwölf Monate nicht wesentlich überschreiten dürfen, abgerechnet.
(2) Bei leerstehenden Wohneinheiten von nichtgewerblichen Kunden kann befristet für ein halbes Jahr der
Antrag für eine Befreiung vom Grundpreis unter Beachtung von Satz 6 gestellt werden. Eine Befreiung ist
schriftlich zu beantragen und frühestens ab dem Monat des Posteinganges des Antrages möglich. Wird vor
Ablauf eines halben Jahres kein neuer Antrag gestellt, wird von einer Wiedervermietung ausgegangen. Sollte
die Wohneinheit weiterhin leer stehen, muss der Antrag erneut gestellt werden. Eine rückwirkende Befreiung
ist nicht möglich. Bei einem vollständigen Leerstand des Gebäudes bzw. für unbebaute – jedoch an die Ab-
wasserableitungs- bzw.-behandlungsanlagen der Gesellschaft angeschlossenen – Grundstücke, wird jedoch
mindestens ein Grundpreis für eine WE (gemäß Anlage 1) pro Monat fällig, da von der Gesellschaft
mindestens ein Grundstücksanschluss vorgehalten werden muss.
(3) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so wird die für die neuen Preise maßgebliche
Abwassermenge zeitanteilig berechnet. Entsprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes.
(4) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen (vgl. §§ 18 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 19 Abs. 2 und 3) eine
Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder werden andere Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages
festgestellt, so ist das zu viel oder zu wenig berechnete Entgelt zu erstatten oder nachzuentrichten. Der Be-
richtigungsanspruch ist auf längstens drei Abrechnungsjahre beschränkt.
(5) Für die Entsorgung von Abwasser aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben wird ein Mengenentgelt
gemäß Anlage 1 Ziffer 4. dieser AEB fällig.
§ 18 Festsetzung der Abwassermenge
(1) Das Entgelt für die Einleitung von Abwasser wird nach der Abwassermenge berechnet, die auf dem
Grundstück des Kunden anfällt. Als angefallen gelten:
1. die aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung entnommenen und durch Messeinrichtungen
gemessenen Frischwassermengen,
2. die aus Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen und anderen Eigengewinnungsanlagen des Kunden ent-
nommenen Wassermengen, abzüglich der Wassermengen, die vom Kunden nachweislich im Sinne von
§ 19 nicht in die Abwasserbeseitigungseinrichtung der Gesellschaft eingeleitet worden sind.
3. die aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben entnommenen Mengen auf Einzelnachweis.
(2) Auf Verlangen der Gesellschaft hat der Kunde zur Festsetzung der Abwassermengen im Sinne von Abs. 1 Nr.
2 Messeinrichtungen, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen müssen, auf eigene Kosten anzubringen
und zu unterhalten sowie den Zählerstand mitzuteilen. Die Gesellschaft kann jederzeit die Nachprüfung der
Messeinrichtung durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 6 Abs. 2 der
Eichordnung verlangen. Die Kosten der Prüfung fallen dem Kunden zur Last, falls die Abweichungen die
gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreiten, sonst der Gesellschaft.
(3) Verlangt die Gesellschaft keine Messeinrichtung, hat der Kunde den Nachweis der eingeleiteten Abwassermengen
durch nachprüfbare Angaben zu erbringen. Kommt der Kunde dieser Verpflichtung nicht nach oder zeigt die
Messeinrichtung des Kunden fehlerhaft an, ist die Gesellschaft berechtigt, die eingeleitete Abwassermenge zu
schätzen. Die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen.
§ 19 Absetzungen
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die Abwasserbeseitigungseinrichtung der Gesellschaft eingeleitet
wurden, werden auf Antrag des Kunden bei der Berechnung des Entgelts für die Einleitung von Abwasser
abgesetzt. Der Antrag muss bis zum Ende des Kalenderjahres bzw. Abrechnungszeitraumes vom Kunden
gestellt sein. Die erforderlichen Unterlagen und Nachweise sind vom Kunden beizufügen. Von der Absetzung
ausgenommen ist eine Wassermenge von 15 Kubikmeter pro Messeinrichtung und Jahr.
(2) Grundsätzlich hat der Kunde den Nachweis über absetzbare Mengen durch geeichte Messeinrichtungen nach
den Bestimmungen des Eichgesetzes zu führen, die er auf seine Kosten einbauen, warten und instand halten
muss. Im Einzelfall kann die Gesellschaft vom Kunden verlangen, die Menge durch eine kalibrierfähige Ab-
wassermesseinrichtung nachzuweisen, die der Kunde auf seine Kosten einbauen muss.
(3) Für landwirtschaftliche Betriebe soll der Nachweis der absetzbaren Menge über eine gesonderte Messeinrichtung
erbracht werden. Dabei ist zu gewährleisten, dass über diese Messeinrichtung nur solche Frischwassermengen
entnommen werden können, die in der Landwirtschaft verwendet werden und deren Einleitung als Abwasser
nach § 4, insbesondere Abs. 2 ausgeschlossen ist.
(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch Messeinrichtungen
nach Abs. 3 festgestellt, werden die nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Der Umrechnungsschlüssel
für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den
Viehbestand ist der Stichtag maßgebend, nachdem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das
laufende Jahr richtet.
§ 20 Abschlagszahlungen
(1) Wird die Abwassermenge für mehrere Monate abgerechnet, so kann die Gesellschaft für die nach der letzten
Abrechnung ermittelte Abwassermenge Abschlagszahlungen verlangen. Diese sind anteilig für den Zeitraum
der Abschlagszahlung entsprechend der Abwassermenge im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen.
Ist eine solche Berechnung nicht möglich, so bemisst sich die Abschlagszahlung nach der durchschnittlichen
Abwassermenge vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass seine Abwassermenge erheblich
geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen.
(2) Ändern sich die Preise während eines Abrechnungszeitraumes, so können die nach der Preisänderung anfallenden
Abschlagszahlungen mit dem vom Hundertsatz der Preisänderung entsprechend angepasst werden.
(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen verlangt wurden, so ist der übersteigende
Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit der nächsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach
Beendigung des Vertragsverhältnisses sind zu viel gezahlte Abschläge unverzüglich zu erstatten.
§ 21 Zahlung, Verzug, Stundung, Ratenzahlung
(1) Rechnungen und Abschläge werden mit Zugang der Rechnung, spätestens jedoch zu dem von der Gesellschaft
angegebenen Zeitpunkt fällig.
(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann die Gesellschaft, wenn sie erneut zur Zahlung auffordert oder den
Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten auch pauschal berechnen.
(3) In Rechnung gestellte Entgelte und Baukostenzuschüssen können auf Antrag gestundet werden. Bei voller
oder teilweiser Stundung wird der fällige Betrag mit 0,5 v.H. für jeden angefangenen Monat verzinst. Der
kumulierte Zinsbetrag ist bei Ablauf der Stundung fällig.
(4) Eine Teilzahlung von in Rechnung gestellten Entgelten und Baukostenzuschüssen ist nach Vereinbarung unter
Berechnung eines Zinsaufwandes von 0,5 v.H. je angefangenen Monat möglich. Sicherheiten können von der
Gesellschaft gefordert werden. Hierfür fallen Bearbeitungsgebühren an und werden dem Kunden weiterberechnet.
§ 22 Vorauszahlungen
(1) Die Gesellschaft ist berechtigt, für die Abwassermenge eines Abrechnungszeitraumes Vorauszahlung zu
verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles zu besorgen ist, dass der Kunde seinen Zahlungsver-
pflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt.
(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach der Abwassermenge des vorhergehenden Abrechnungszeitraumes oder
der durchschnittlichen Abwassermenge vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass seine Ab-
wassermenge erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Abrech-
nungszeitraum über mehrere Monate und erhebt die Gesellschaft Abschlagszahlungen, so kann sie die
Vorauszahlung nur in ebenso vielen Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der nächsten
Rechnungserteilung zu verrechnen, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind.
(3) Wird für den Anschluss eines Grundstücks ein Baukostenzuschuss in Rechnung gestellt, kann die Gesellschaft
eine Vorauszahlung vom Kunden verlangen, welche mindestens 50 vom Hundert des endgültigen Baukosten-
zuschusses beträgt. Bis zur Leistung dieser Vorauszahlung kann die Gesellschaft eine Erschließung verweigern,
es sei denn, der Kunde leistet in Höhe der Vorauszahlung Sicherheit nach § 23.
§ 23 Sicherheitsleistung
(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nicht in der Lage, so kann die Gesellschaft in angemessener Höhe
Sicherheitsleistung verlangen.
(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszins verzinst.
(3) Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich seinen Zah-
lungsverpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis nach, so kann die Gesellschaft den Kunden aus der Sicherheit
in Anspruch nehmen. Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf von
Wertpapieren gehe n zu Lasten des Kunden.
(4) Die Sicherheit ist zurückzugeben, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind.
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§ 24 Aufrechnung
Gegen Ansprüche der Gesellschaft kann nur mit anerkannten oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen
aufgerechnet werden.
§ 25 Datenschutz
Die Gesellschaft verpflichtet sich, die zur Durchführung des Abwasserbeseitigungsvertrages erforderlichen kun-
denbezogenen Daten unter Beachtung der Vorschriften der Datenschutzgesetze des Bundes und des Landes zu
verarbeiten und das Datengeheimnis zu wahren. Der Kunde erklärt sein Einverständnis zur automatisierten Da-
tenverarbeitung durch die Gesellschaft.
§ 26 Verweigerung der Abwasserbeseitigung
(1) Unbeschadet der Regelung des § 13 Abs. 1 ist die Gesellschaft berechtigt, die Abwasserbeseitigung zu
verweigern, wenn der Kunde den Vertragsbedingungen zuwiderhandelt und die Verweigerung erforderlich
ist, um:
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit der Allgemeinheit abzuwenden,
2. zu gewährleisten, dass die Einleitungsverbote des § 4 eingehalten werden,
3. zu gewährleisten, dass die Grundstücksentwässerungsanlage des Kunden so betrieben wird, dass
Störungen anderer Kunden und störende Wirkungen auf die Wasserversorgung ausgeschlossen sind.
(2) Die Gesellschaft hat die Abwasserentsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die
Verweigerung entfallen sind. Sind der Gesellschaft durch Zuwiderhandlungen des Kunden nach Abs. 1
Kosten entstanden, hat dieser der Gesellschaft diese Kosten zu ersetzen.
(3) Die Gesellschaft unterrichtet den Abwasserzweckverband „Lungwitztal-Steegenwiesen“ über die Verweigerung
der Abwasserbeseitigung nach Abs. 1 und die Wiederaufnahme nach Abs. 2.
§ 27 Vertragsstrafe
(1) Verstößt der Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die Einleitungsverbote des § 4, ist die Gesellschaft
berechtigt, eine Vertragsstrafe zu berechnen. Dabei kann die Gesellschaft höchstens vom Fünffachen
derjenigen Abwassermenge ausgehen, die sich auf der Grundlage der Abwassermenge des Vorjahres anteilig
für die Dauer des Verstoßes ergibt. Kann die Abwassermenge des Vorjahres nicht ermittelt werden, so ist
diejenige vergleichbarer Kunden zugrunde zu legen. Die Vertragsstrafe ist nach den für den Kunden
geltenden Preisen zu berechnen. Gleiches gilt, wenn unbefugt ein Anschluss an die Abwasserbeseitigungseinrichtung
hergestellt oder Abwasser eingeleitet wird.
(2) Ist die Dauer des Verstoßes nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe nach den Grundsätzen des Abs. 1
über einen festgestellten Zeitraum hinaus für längstens ein Jahr erhoben werden.
(3) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder fahrlässig die Verpflichtung
verletzt, die zur Berechnung von Leistungen erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt in
diesem Fall das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei ordnungsgemäßer Erfüllung seiner Verpflichtung
zu zahlen gehabt hätte.
(4) Eine Vertragsstrafe kann zudem verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder fahrlässig seine
Anzeigepflicht gemäß § 12 Abs. 1 und 2 verletzt. In diesem Fall beträgt die Vertragsstrafe das Zweifache des
Betrages, welcher auf der Grundlage des Frischwassermaßstabes des letzten Kalenderjahres vor bekannt
werden des Anzeigeverstoßes für den Anschluss zu berechnen wäre.
(5) Ist ein Kunde schuldhaft nicht bereit, die nach DIN 4261 zeitlich vorgeschriebene Fäkalentsorgung
durchführen zu lassen, wird von der Gesellschaft eine Vertragsstrafe gegenüber den Kunden in Rechnung
gestellt. Die Vertragsstrafe beträgt in diesem Fall das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei
ordnungsgemäßer Erfüllung seiner Verpflichtung zu zahlen gehabt hätte. Hierbei wird bei einer Person von
einem Fäkalienumfang von 1 cbm pro Jahr ausgegangen.
(6) Führt der Kunde keine Wartung seiner Abwasserbehandlungsanlage gemäß § 4 Abs. 2 und 3 Kleinkläranla-
genverordnung durch, legt er nicht unverzüglich auf Verlangen die Wartungsverträge oder die Wartungsprotokolle
vor oder verstößt er sonst gegen Mitwirkungspflichten, wird eine Vertragsstrafe in Höhe von 500,00 EUR
pro Verstoß fällig.
§ 28 Nebenleistungen
Für weitere Leistungen der Gesellschaft gelten die Preise des Kataloges für Nebenleistungen in seiner jeweils
gültigen Fassung. Eine öffentliche Bekanntmachung dieses Kataloges erfolgt nicht. Dieser ist jedoch unter der in §
3 Abs. 2 genannten Internetseite sowie in den Geschäftsräumen der Gesellschaft einsehbar.
§ 29 Gerichtsstand/Erfüllungsort
(1) Der Gerichtsstand ist, soweit gesetzlich zulässig, für Kaufleute, juristische Personen des öffentlichen Rechts
und öffentlich-rechtliche Sondervermögen der Sitz der Gesellschaft.
(2) Das gleiche gilt:
1. wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat oder
2. wenn der Kunde nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem
Gebiet des „Abwasserzweckverbands Lungwitztal - Steegenwiesen“ verlegt, der die Gesellschaft mit der
Durchführung der Abwasserbeseitigung beauftragt hat oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.
(3) Erfüllungsort für die beiderseitigen Leistungen ist der Ort der Vornahme der Erschließungsarbeiten bzw. der
Abwasser- und / oder Fäkalienentsorgung.
§ 30 Inkrafttreten
Diese Allgemeinen Entsorgungsbedingungen treten ab dem 01. Januar 2015 mit ihren dazugehörigen Anlagen 1
bis 2 in Kraft. Gleichzeitig treten die AEB mit den dazugehörigen Anlagen 1 bis 2, gültig ab dem 01. Januar 2014
außer Kraft.
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Anlage 1 zu den Allgemeinen Entsorgungsbedingungen
– Entwässerungsentgelt –
1. Mengenentgelt
Der Kunde hat für die Mengen der Einleitung von Abwasser ein Entgelt pro cbm zu zahlen. Das Entgelt berechnet
sich wie folgt:
Eingeleitete Menge Schmutzwasser (nach abgelesenen Mengen Frischwasserentnahme oder andere nach § 17 c
AEB ermittelte Einleitmengen):
1. für Grundstücke die an einen Kanal und eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft angeschlossen
sind (Volleinleiter)  1,55 EUR / cbm zzgl. MwSt (brutto  1,84 EUR/cbm)
2. für Grundstücke, die an einen Kanal ohne Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft angeschlossen sind
(Teileinleiter)  1,24 EUR / cbm zzgl. MwSt (brutto  1,48 EUR/cbm).
Eingeleitete Menge Niederschlagswasser (nach der versiegelten Grundstücksfläche gem. § 17 a AEB):
1. für versiegelte Flächen gem. § 17 a Abs. 2 Ziffer 4 (Straßen, Wege und Plätze) 0,96 EUR / m² zzgl. MwSt
(brutto 1,14 EUR / m²)
2. für versiegelte Flächen gem. § 17 a Abs. 2 Ziffer 1, 2, 3 und 5 (alle sonstigen versiegelten Flächen) 0,74 EUR
/ m² zzgl. MwSt (brutto 0,88 EUR / m²)
2. Grundpreis
Der Kunde hat nach Art der Entsorgung pro Wohneinheit der an den Entwässerungsanlagen des Grundstückes an-
geschlossenen Wohneinheiten einen Grundpreis zu zahlen. Als Wohneinheit gilt eine abgeschlossene Unterkunft in
welcher ein Haushalt geführt werden kann. Sie besteht aus zusammen liegenden Räumen in Wohngebäuden,
sonstigen Gebäuden mit Wohnraum oder Unterkünften, die die Führung eines eigenen Haushaltes ermöglichen.
Er beträgt pro Wohneinheit (WE) bzw. Wohneinheitengleichwert (siehe 3.) und Monat:
1. für Grundstücke die an einen Kanal und eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft angeschlossen
sind 12,60 EUR zzgl. MwSt (brutto 14,99 EUR)
2. für Grundstücke die an einen Kanal ohne Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft angeschlossen sind
8,40 EUR zzgl. MwSt (brutto 10,00 EUR).
3. Wohneinheitengleichwert für Entwässerungsentgelte (WEG)
Für öffentliche, gewerbliche oder andere Gebäude und Bauten, welche nach diesen AEB entgeltpflichtig sind und
in denen sich keine Wohneinheiten befinden, wird zur Berechnung des Grundpreises ein Wohneinheitengleichwert
herangezogen. Dies gilt auch für gemischt genutzte Gebäude, in welchen die gewerbliche Nutzung überwiegt.
Eine überwiegende gewerbliche Nutzung liegt vor, wenn der Verbrauch der Gewerbeeinheit(en) mehr als 50 vom
Hundert des Gesamtverbrauches des Objektes beträgt. In diesem Fall wird der Verbrauch sämtlicher Einheiten des
Gebäudes für die Berechnung des Wohneinheitengleichwertes herangezogen. Der Kunde kann jedoch durch
geeichte Unterzähler gemäß § 19 Abs. 2 eine getrennte Berechnung von Wohn- und Gewerbeeinheiten verlangen.
Der entsprechende Antrag ist vor Beginn des Abrechnungszeitraums bei der Gesellschaft schriftlich zu stellen.
Alternativ dazu kann der Kunde für die Gewerbeeinheit(en) separate Wasserzähler von dem Wasserversorgungs-
unternehmen auf seine Kosten installieren lassen. Bei gemischt genutzten Gebäuden, welche überwiegend
Wohnzwecken dienen, wird für die Berechnung des Grundpreises jede Gewerbeeinheit einer Wohnung gleichge-
setzt.
Der Wohneinheitengleichwert berechnet sich wie folgt:
Durchschnittsverbrauch des Abrechnungsjahres/100 cbm = WEG (auf Ganze auf- bzw. abgerundet)
BEISPIEL:
Mehrzweckhalle (gewerblich) hatte im Abrechnungsjahr einen Verbrauch von
322 cbm. 322 / 100 = 3,22 WEG
Der Grundpreis wird für 3 Wohneinheiten pro Monat berechnet.
4. Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben
Preis für die per Einzelnachweis entsorgte Menge 27,59 EUR/cbm zzgl. MwSt (brutto  32,83 EUR/cbm).
Mehrpreis gemäß § 16 Abs. 3 und 4 AEB je angefangene halbe Stunde = 32,16 EUR zzgl. MwSt (brutto
38,27 EUR)
Aufschlag für beauftragte kurzfristige (bis 48 h) Entleerung 6,14 EUR/cbm zzgl. MwSt (brutto 7,31
EUR/cbm)
Schlauchgeld gemäß § 15 Abs. 4 AEB über die Länge von 10 m hinaus 0,51 EUR/m zzgl. MwSt (brutto
0,61 EUR / m)
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8Anlage 1 a zu den Allgemeinen Entsorgungsbedingungen
– Einleitungsrichtwerte –
Bei Einleitungen von gewerblichen, industriellen und ähnlichen Abwässern
in das öffentliche Kanalnetz mit nachfolgender Behandlung in einer
öffentlichen zentralen Kläranlage der WAD GmbH gelten für die Inhaltsstoffe,
wenn nicht anders bestimmt wird, mindestens die nachfolgend aufgeführten
Grenzwerte als Höchstwerte:
1 Temperatur °C max. 35
2 pH-Wert - 6,5 - 10,0
3 abfiltrierbare Stoffe mg/l max. 150
4 absetzbare Bestandteile nach 30 min. ml/l max. 10
5 Chemischer Sauerstoffbedarf mg/l max. 1200
6 Biologischer Sauerstoffbedarf innerhalb 5 Tagen mg/l max. 600
7 Gesamtstickstoff (Nges) mg/l max.110
8 Phosphatverbindungen bzw. Gesamtphosphor (Pges) mg/l max. 50
9 Mineralölkohlenwasserstoffe mg/l max. 20
10 Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) mg/l max. 010
11 Polycyclische Biphenyle (PCT) und Polycyclische Terphenyle (PCT) mg/l max. 0,001
12 Benzen/Ethylbenzen/Toluen/Xylen mg/l max. 0,5
13 Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) mg/l max. 1,0
14 Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW, 1,1, 1- Trichlor- 
ethan, Tricholrethen, Trichlormethan, Tetrachlorethen, Dichlormethan) mg/l max. 0,5
15 organisch halogenfreie Lösemittel (als TOC) g/l max. 10
16 Phenolindex mg/l max. 0,1
17 Cyanid, leicht freisetzbar mg/l max. 1,0
18 Cyanid gesamt mg/l max. 20
19 freies Chlor (Cl2) mg/l max. 0,5
20 Gesamtchlor mg/l max. 1,0
21 Chlorid mg/l max. 800
22 Sulfat (abhängig vom Kanalnetzmaterial) mg/l max. 1000
23 Sulfid mg/l max. 2,0
24 Fluorid (gelöst) mg/l max. 50
25 schwerflüchtige lipophile Stoffe (extrahierbar) mg/l max. 300
26 Schwermetalle:
Antimon mg/l max. 0,5
Arsen mg/l max. 0,5
Barium mg/l max. 5,0
Blei mg/l max. 1,0
Cadmium mg/l max. 0,5
Chrom (6-wertig) mg/l max. 0,2
Chrom gesamt mg/l max. 1,0
Cobalt mg/l max. 2,0
Kupfer mg/l max. 1,0
Nickel mg/l max. 1,0
Quecksilber mg/l max. 0,1
Selen mg/l max. 2,0
Silber mg/l max. 1,0
Zink mg/l max. 5,0
Zinn mg/l max. 5,0
Bei Einleitung von häuslichen und gewerblichen Abwässern in das öffentliche
Kanalnetz ohne nachfolgende Behandlung in einer öffentlichen zentralen
Kläranlage der WAD GmbH, gelten für die Inhaltsstoffe, wenn nicht anders
bestimmt wird, mindestens die nachfolgend aufgeführten Grenzwerte als
Höchstwerte. Weitere Festlegungen in einer Indirekteinleitergenehmigung
nach Abwasserverordnung bleiben davon unberührt.
27 CSB bei biologischen Kleinkläranlage (KKA) der Ablaufklasse C mg/l 150
28 BSB5 bei biologischen KKA der Ablaufklasse C mg/l 40
Die Untersuchung von Abwasser im Rahmen der Eigenkontrolle für Abwassereinleitungen müssen durch ein
bestätigtes und anerkanntes Labor, entsprechend den anzuwendenden Analysemethoden aus der Anlage Analysen-
und Messverfahren der Abwasserverordnung vom 17.06.2004 (zuletzt ergänzt/geändert 02.05.2013) in der
jeweils aktuellen Fassung, erfolgen.
Anlage 2 zu den Allgemeinen Entsorgungsbedingungen
– Baukostenzuschuss –
1. Der zu zahlende BKZ gemäß § 9 dieser AEB berechnet sich wie folgt: BKZ = GFI x GF x BKZ-Satz
Hierbei gilt:
BKZ = Baukostenzuschuss
GFI  = Grundstücksfläche 
GF   = Geschossfaktor
Bei einem oder keinem Geschoss 1,0
Bei zwei Geschossen 1,5
Bei drei Geschossen 2,0
Bei vier Geschossen 2,5
BKZ-Satz = Baukostensatz (siehe 2.)
2. Der Baukostensatz unterscheidet sich nach der Art des herzustellenden Anschlusses
a. Anschluss der Schmutzwasser- und Niederschlagswasserentsorgung (Ableitung von häuslichem,
gewerblichem und industriellem Schmutzwasser sowie von Niederschlagswasser):
i. Für einen Anschluss an eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft beträgt der BKZ-Satz
1,30 EUR zzgl. MwSt. (brutto 1,55 EUR) pro m2 anrechenbarer Nutzfläche.
ii. Für einen Anschluss an einen Kanal und eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft beträgt
der BKZ-Satz 3,26 EUR zzgl. MwSt. (brutto 3,88 EUR) pro m² anrechenbarer Nutzfläche.
b. Anschluss der Schmutzwasserentsorgung (nur Ableitung von häuslichem, gewerblichem und industriellem
Schmutzwasser, Niederschlagswasser verbleibt auf den Grundstücken bzw. wird nicht über die WAD
entsorgt):.
i. Für einen Anschluss an eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft beträgt der BKZ-Satz
1,03 EUR zzgl. MwSt. (brutto 1,22 EUR) pro m² anrechenbarer Nutzfläche.
ii. Für einen Anschluss an einen Kanal und eine Abwasserbehandlungsanlage der Gesellschaft beträgt
der BKZ-Satz 2,20 EUR zzgl. MwSt. (brutto 2,62 EUR) pro m² anrechenbarer Nutzfläche.
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Hausanschlüsse für Trinkwasser wie für Abwässer stellen die Verbindung zwischen den öffentlichen Ver-und Ent-
sorgungssystemen und den jeweiligen Grundstücken her. Der Trinkwasserhausanschluss ist notwendig, damit die
Kundenanlage (in Küche, Bad, Garten) mit frischem, sauberem Trinkwasser beliefert werden kann. Den Abwas-
seranschluss, auch als Anschlusskanal bezeichnet, benötigt man, damit das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften
veränderte Wasser (Schmutzwasser) ordnungsgemäß vom Grundstück in die öffentliche Abwasseranlage abgeleitet
werden kann. Baupreise unserer Vertragsfirmen, Baumaterial, Löhne und Kosten für behördlich angeordnete
Verkehrssicherung an Baustellen sind in den vergangenen Jahren mitunter beachtlich gestiegen. Dieser Trend am
Markt beeinflusst in direkter Weise die Hausanschlusskosten für unsere Kunden.
Daher ändern die Wasserwerke Zwickau GmbH ab 1. Januar 2015 in ihrem Ver- und Entsorgungsgebiet die
Preise für Hausanschlusskosten und für Baukostenzuschüsse für Neuerstellungen bzw. Auswechslungen gemäß
den Geschäftsbedingungen der Wasserwerke Zwickau GmbH.
Trinkwasser
Wasserwerke Zwickau GmbH
Preisinformation zu Hausanschlusskosten und Baukostenzuschüssen
Hausanschlusskosten netto brutto
Öffentlicher Bereich
10-Meter-Pauschale 1.330,00 EUR 1.423,10 EUR 
je weiterer Meter 93,00 EUR 99,51 EUR
Nichtöffentlicher Bereich
10-Meter-Pauschale 930,00 EUR 995,10 EUR 
je weiterer Meter 93,00 EUR 99,51 EUR
Abzug Tiefbau in Eigenleistung 
Nichtöffentlicher Bereich
Pauschale 370,00 EUR 395,90 EUR 
je weiterer Meter Eigenleistung 37,00 EUR 39,59 EUR
Baukostenzuschuss
Formel 0,35 x F x B 0,35 x F x B
F – Straßenfrontlänge für das mind. 10 m bis max. 25 m mind. 10 m bis max. 25 m
anzuschließende Grundstück
B – Herstellungskosten für den Bau 247,25 EUR/m 264,56 EUR/m




10-Meter-Pauschale 2.040,00 EUR 2.427,60 EUR
je weiterer Meter 204,00 EUR 242,76 EUR
Baukostenzuschuss
Formel 0,35 x F x B 0,35 x F x B
F – Straßenfrontlänge für das mind. 10 m bis max. 25 m mind. 10 m bis max. 25 m
anzuschließende Grundstück
B – Herstellungskosten für den Bau 335,48 EUR/m 399,22 EUR/m
eines Abwasserkanals DN 200
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Auf der Grundlage
• des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212),
• des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 16. März 2005 (BGBl. I S. 762), 
• der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 19. Juni 2002 (BGBl. I S. 1938),
• des Sächsischen Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes (SächsABG) vom 31. Mai 1999 (GVBl. S. 261), 
• des Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) vom 19. August 1993
(GVBl. S. 815, ber. GVBl. S. 1103),
• der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO) vom 19. Juli 1993 (GVBl. S. 577),
• der Verbandssatzung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen vom 07. Februar 2011,
• der Satzung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen über den Maßnahmenteil der 1.
Fortschreibung des Abfallwirtschaftskonzeptes (AbfwMaßnahmenS) vom 20.10.2014,
jeweils in der gültigen Fassung
erlässt der Zweckverband Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) - nachfolgend Abfallzweckverband genannt
– mit Zustimmung der Landesdirektion Sachsen zu § 4 Abs. 1 der Abfallwirtschaftssatzung, Schreiben vom
20.01.2012, Az.: 43-8970.40/1/68, für das Entsorgungsgebiet Erzgebirgskreis die durch die Verbandsversammlung
am 27.11.2014 beschlossene Abfallwirtschaftssatzung Erzgebirgskreis.
Inhaltsverzeichnis
1. ABSCHNITT ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 2
§ 1 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 2
§ 2 Maßnahmen der Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung, Abfallberatung 2
§ 3 Abfallentsorgung durch den Abfallzweckverband, Mitwirkung des Landkreises, der Städte und Ge-
meinden 3
§ 4 Ausschluss von Abfällen 3
§ 5 Anschluss- und Überlassungsrecht 4
§ 6 Anschluss- und Überlassungspflicht 5
§ 7 Trennung und Verbringung von Abfällen 6
§ 8 Mitteilungs- und Auskunftspflichten 6
§ 9 Störungen der Abfallentsorgung 6
§ 10 Überwachung der Benutzung der Sammel- und Entsorgungseinrichtungen 7
§ 11 Überlassung der Abfälle, Eigentumsübergang 7
2. ABSCHNITT EINSAMMELN UND BEFÖRDERN DER ABFÄLLE 7
§ 12 Einsammeln und Befördern 7
§ 13 Abfallüberlassung im Bringsystem 7
§ 14 Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem 8
§ 15 Abfallüberlassung im Holsystem 10
§ 16 Anforderungen an die Abfallüberlassung im Holsystem 10
§ 17 Häufigkeit und Zeitpunkt der Restabfall-, Bioabfall- und Papierabfuhr 11
§ 18 Bereitstellung und Benutzung der Abfallbehälter 11
§ 19 Modellversuche 13
3. ABSCHNITT SCHLUSSBESTIMMUNGEN 13
§ 20 Bekanntmachungen 13
§ 21 Gebühren 13
§ 22 Ordnungswidrigkeiten 13
§ 23 Anordnungen für den Einzelfall 14
§ 24 Inkrafttreten 14
Anlage zur Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen des 
Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das Gebiet Erzgebirgskreis 
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1. Abschnitt: Allgemeine Vorschriften
§ 1 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen
(1) Diese Abfallwirtschaftssatzung gilt für das Gebiet des Erzgebirgskreises, nachfolgend Landkreis genannt. 
(2) Abfälle im Sinne dieser Satzung sind alle beweglichen Sachen, derer sich ihre Besitzer entledigen,
entledigen wollen oder entledigen müssen (§ 3 Abs. 1 S. 1 KrWG).
(3) Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die verwertet werden; Abfälle, die nicht verwertet werden,
sind Abfälle zur Beseitigung.
(4) Die Abfallentsorgung im Sinne dieser Satzung umfasst das Einsammeln durch Hol- und Bringsysteme
sowie das Befördern, Behandeln, Lagern, Verwerten und Beseitigen überlassungspflichtiger Abfälle aus
privaten Haushaltungen und aller Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen soweit diese
nicht gemäß § 4 dieser Satzung von der Abfallentsorgung ausgeschlossen sind. Die weitere Entsorgung
(ab dem Behandeln) wird in der Verbandssatzung des Abfallzweckverbandes geregelt. Satz 1 gilt für das
Gebiet des Altlandkreises Mittlerer Erzgebirgskreis mit der sich aus § 4 Abs. 1 Satz 4 Verbandssatzung
des Abfallzweckverbandes ergebenden Einschränkung der Aufgaben des Abfallzweckverbandes.
(5) Erzeuger von Abfällen im Sinne dieser Satzung ist jede natürliche oder juristische Person, durch deren
Tätigkeit Abfälle angefallen sind sowie jede Person, die Vorbehandlungen, Mischungen oder sonstige
Behandlungen vorgenommen hat, die eine Veränderung der Natur oder der Zusammensetzung dieser
Abfälle bewirken.
(6) Besitzer von Abfällen im Sinne dieser Satzung ist jede natürliche oder juristische Person, die die
tatsächliche Sachherrschaft über Abfälle hat.
(7) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsa-
men Zweck dienende Grundeigentum desselben Grundeigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche
Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des
Grundbuchrechtes handelt.
§ 2 Maßnahmen der Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung, Abfallberatung
(1) Jeder Erzeuger von Abfällen hat die Menge der bei ihm anfallenden Abfälle und ihren Schadstoffgehalt
so gering wie nach den Umständen möglich und zumutbar zu halten (Abfallvermeidung).
(2) Nicht vermeidbare Abfälle sind nach Maßgabe dieser Satzung getrennt nach Fraktionen dem Abfall-
zweckverband zu überlassen. Die nach dieser Satzung getrennt zu sammelnden Fraktionen sind in der
Anlage 1, die Bestandteil dieser Satzung ist, definiert und erläutert.
(3) Gegenstände mit Gebrauchswert sollen zur Wiederverwendung angeboten werden. Vor Beantragung der
Abholung des Sperrabfalls nach § 16 Abs. 4 und 5 dieser Satzung sollen Gegenstände mit Gebrauchswert
einer geeigneten Einrichtung, z.B. einer Möbelbörse, zur weiteren Verwendung angeboten werden.
(4) Der Abfallzweckverband berät die Abfallerzeuger und Abfallbesitzer über die Möglichkeiten zur
Vermeidung, Wiederverwendung, Recycling und Verwertung von Abfällen.
(5) Einrichtungen zur Erfassung von Wertstoffen und Abfällen, die infolge von durch Gesetz oder aufgrund
eines Gesetzes festgelegten oder freiwillig übernommenen Rücknahmepflichten der Hersteller oder
Vertreiber von Waren, z. B. für Batterien, Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen, Elektro- und Elektronikgeräte
inklusive Kühlgeräte usw., vorgehalten werden, sind entsprechend den jeweiligen Vorgaben zu nutzen.
§ 3 Abfallentsorgung durch den Abfallzweckverband, Mitwirkung des Landkreises, der
Städte und Gemeinden
(1) Der Abfallzweckverband betreibt die Abfallentsorgung im Landkreis als öffentliche Einrichtung. Er
entsorgt als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung die
in dem nach dieser Satzung festgelegten Gebiet angefallenen und ihm überlassenen Abfälle aus privaten
Haushaltungen und Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen. 
(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 kann sich der Abfallzweckverband Dritter bedienen.
(3) Die Kommunen des Landkreises tragen dafür Sorge, dass die Abfälle entsprechend dem Tourenplan un-
gehindert eingesammelt und transportiert werden können. Dazu gehören:
• Schneeberäumung und Streuen öffentlicher Straßen, Wege und Plätze,
• Entfernung ordnungswidrig geparkter Fahrzeuge,
• rechtzeitige Information an den Abfallzweckverband über vorgesehene Baumaßnahmen, die die
Befahrbarkeit von Straßen, Wegen und Plätzen einschränken oder nicht zulassen sowie die
Information der Bürger und der Entsorgungsunternehmen über die nächste befahrbare Straße.
Insbesondere sollen bei der Ausschreibung von Bauaufträgen, die zu einer Nichtbefahrbarkeit von
Straßen, Wegen und Plätzen führen, in den Verdingungsunterlagen Lösungen für die Gewährleistung
der Abfallentsorgung für diesen Zeitraum gefordert werden. 
• Freihaltung des Lichtraumprofils öffentlicher Straßen, Wege und Plätze.
(4) Der Landkreis und die in seinem Gebiet gelegenen Kommunen übermitteln dem Abfallzweckverband ent-
sprechend § 3a Abs. 4 SächsABG die erforderlichen Daten für die Heranziehung der Gebührenschuldner.
§ 4 Ausschluss von Abfällen
(1) Vom Einsammeln und Befördern im Hol- und Bringsystem durch den Abfallzweckverband sind ausge-
schlossen:
1. alle Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als aus privaten Haushaltungen (alle
Abfälle gemäß Nrn. 01 bis 12 und 17 bis 19 Kapitel des Verzeichnisses der Anlage Abfallverzeichnis
zur Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis [AbfallverzeichnisVerordnung] vom 10.
Dezember 2001 [BGBl. I S. 3379], zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Februar
2012 [BGBl. I S. 212]), soweit diese nach Art, Menge und Beschaffenheit nicht mit den in privaten
Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, transportiert und beseitigt werden können
(produktionsspezifische Gewerbeabfälle) oder für diese die Sicherheit der umweltverträglichen
Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des Freistaates Sachsen durch einen
anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist, wie:
• explosible Abfälle, Munition und Feuerwerkskörper (AVV-Nr. 16 04);
• Abfälle aus Krankenhäusern, Sanatorien, Pflegeheimen, sonstigen medizinischen Einrichtungen,
Apotheken, Arztpraxen und Tierarztpraxen mit Ausnahme der AVV-Nr. 18 01 04 und 18 02 03;
• Bau-und Abbruchabfälle (AVV-Nr. 17) einschließlich:
- Boden und Bodenaushub, Steine, Baggergut (AVV-Nr. 17 05),
- Beton (AVV-Nr. 17 01 01);
• Klärschlämme (AVV-Nr. 19 08 05)
sowie
gefährliche Abfälle aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen, die in größeren
als haushaltsüblichen Mengen anfallen.
2. Stoffe, die Gefahren für Sammelbehälter und Transportfahrzeuge hervorrufen oder schädlich auf sie
einwirken können oder in sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungsvorganges nachhaltig stören, wie
• Eis und Schnee;
• Flüssigkeiten jeglicher Art;
• Schlämme jeglicher Art.
3. Abfälle aus der Tierhaltung, Stalldung und Abfälle, die Gefahren oder erhebliche Belästigungen für
das Betriebspersonal hervorrufen können,
4. Abfälle, soweit diese der Rücknahmepflicht aufgrund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung
unterliegen und entsprechende Rücknahmeeinrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen oder der
Abfallzweckverband nicht zur Mitwirkung nach dieser jeweils geltenden Rechtsverordnung verpflichtet
ist (Transport- und Umverpackungen, Altfahrzeuge mit Ausnahme der AVV-Nr. 16 01 20 Glas).
Zweckverband Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS)
Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwest-
sachsen (ZAS) für das Gebiet Erzgebirgskreis (Abfallwirtschaftssatzung Erzgebirgskreis)
10
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNGEN
(2) Die Erzeuger oder Besitzer der Abfälle nach Absatz 1, die nicht verwertet werden können, sind verpflichtet,
diese gem. § 15 Abs. 1 und 2 KrWG zu beseitigen. Die Überlassung dieser Abfälle ist an den
Müllumladestationen des Abfallzweckverbandes entsprechend Benutzungsordnung für die Abfallentsorgungsanlagen
des ZAS möglich. Der Abfallzweckverband berät über geeignete Entsorgungsmöglichkeiten.
(3) Bei Unklarheiten darüber, ob und inwieweit ein bestimmter Abfall vom Abfallzweckverband zu
entsorgen ist, entscheidet der Abfallzweckverband oder dessen beauftragter Dritter im Sinne von § 3
Abs. 2. Dem Abfallzweckverband ist auf Verlangen nachzuweisen, dass es sich nicht um einen von der
öffentlichen Entsorgung ausgeschlossenen Abfall handelt.
(4) Soweit Abfälle vom Einsammeln und Befördern durch den Abfallzweckverband ausgeschlossen sind,
dürfen sie nicht mit überlassungspflichtigen Abfällen vermischt oder ohne schriftliche Zustimmung
durch den Abfallzweckverband weder der öffentlichen Abfallentsorgung übergeben noch in jedermann
zugänglichen Sammelbehältern und Sammeleinrichtungen des Abfallzweckverbandes überlassen werden.
Der Abfallzweckverband berät über geeignete Entsorgungsmöglichkeiten. 
§ 5 Anschluss- und Überlassungsrecht
(1) Die Eigentümer eines Grundstückes im Landkreis sind berechtigt, den Anschluss ihres Grundstückes
an die öffentliche Abfallentsorgung des Abfallzweckverbandes zu verlangen (Anschlussrecht).
Besteht an einem Grundstück ein dingliches Recht, wie z. B. ein Erbbau- oder Nießbrauchsrecht, gilt
dies für den dinglich Berechtigten. Ausgenommen sind Eigentümer und dinglich Berechtigte solcher
Grundstücke, auf denen Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Überlassungsrecht besteht, nicht anfallen.
(2) Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigten, insbesondere
Mieter und Pächter, haben das Recht, den auf dem Grundstück anfallenden Abfall nach Maßgabe der §§
12 - 18 der öffentlichen Abfallentsorgung des Abfallzweckverbandes zu überlassen (Überlassungsrecht).
Soweit auf nicht anschlussberechtigten Grundstücken Abfälle anfallen, ist ihr Besitzer berechtigt, sie in
geeigneter Weise der öffentlichen Abfallentsorgung zu überlassen.
(3) Das Überlassungsrecht gilt nicht für Abfälle, die gemäß § 4 dieser Satzung von der Entsorgung durch
den Abfallzweckverband ausgeschlossen sind.
(4) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nach Einzelfallprüfung durch den Abfallzweckverband nicht, wenn
der Anschluss an die öffentliche Abfallentsorgung (Einsammeln, Befördern) wegen der besonderen
Lage des Grundstücks erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es
sei denn, dass der Antragsteller von sich aus die Hindernisse beseitigt. Im Übrigen wird auf § 6 Abs. 7
sowie § 18 Abs. 6 verwiesen.
(5) Auf schriftlichen Antrag der Grundstückseigentümer kann der Abfallzweckverband dem Anschluss der
betreffenden Grundstücke, bei denen ausschließlich Personen mit Nebenwohnsitz melderechtlich
erfasst sind, an die öffentliche Abfallentsorgung zustimmen. Alle Regelungen dieser Satzung und der
Gebührensatzung des Abfallzweckverbandes gelten für diesen Fall entsprechend.
§ 6 Anschluss- und Überlassungspflicht
(1) Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Grundstücke, die von privaten Haushaltungen
ausschließlich oder teilweise und dauerhaft oder vorübergehend zu Wohnzwecken genutzt werden, an
die Einrichtungen des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers anzuschließen und diese zu benutzen.
Besteht an einem Grundstück ein dingliches Recht, wie z. B. ein Erbbau- oder Nießbrauchsrecht, gilt die
Pflicht nach Satz 1 für den dinglich Berechtigten. Die auf den Grundstücken anfallenden Abfälle sind
dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger durch die Abfallerzeuger bzw. Abfallbesitzer zu überlassen,
soweit sie zu einer Verwertung auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensführung genutzten
Grundstücken nicht in der Lage sind oder diese nicht beabsichtigen. Diese Verpflichtung gilt auch
zwingend für die Eigentümer oder ihnen gleichgestellte Nutzungsberechtigte eines nicht zu Wohnzwecken,
sondern anderweitig z. B. industriell/gewerblich genutzten Grundstückes, soweit auf diesen Grundstücken
Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz
4 GewAbfV für alle gewerblichen Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV, die nicht verwertet
werden, mindestens einen Restabfallbehälter zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für den
Restabfallbehälter erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in Absatz 5 Satz 3 und 4.
Ausgenommen sind Eigentümer und Nutzungsberechtigte solcher gewerblich genutzten Grundstücke,
auf denen Abfälle, für die eine Überlassungspflicht besteht, nicht anfallen. Andere Überlassungspflichten
gegenüber dem Abfallzweckverband bleiben unberührt.
(2) Die Anschlusspflichtigen und alle anderen Erzeuger und Besitzer von Abfällen aus privaten Haushaltungen
und Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, für die eine
Überlassungspflicht gem. § 17 KrWG besteht, sind verpflichtet, Abfälle nach Maßgabe der §§ 12 bis 18 der
öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Überlassungspflicht). Soweit auf nicht anschlusspflichtigen
Grundstücken Abfälle anfallen, gibt der Abfallzweckverband Auskunft über die Entsorgungsmöglichkeiten.
(3) Von der Überlassungspflicht sind ausgenommen
1. Abfälle aus privaten Haushaltungen,
1.1. die der Eigenverwertung auf den im Rahmen der privaten Lebensführung genutzten Grundstücken
zugeführt werden,
1.2. die einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG
unterliegen, soweit der Abfallzweckverband nicht aufgrund einer Bestimmung nach § 25 Abs. 2
Nr. 4. KrWG an der Rücknahme mitwirkt,
1.3. die durch gemeinnützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt
werden,
1.4. die durch gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt
werden, soweit überwiegende öffentliche Interessen dieser Sammlung nicht entgegenstehen.
2. Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen,
2.1. soweit es sich um Abfälle zur Verwertung handelt. Davon unberührt bleibt die Entsorgung von
Siedlungsabfällen und nicht verwertbaren Abfällen.
2.2. wenn die Abfälle vom Erzeuger oder Besitzer in eigenen Anlagen beseitigt werden und überwiegende
öffentliche Interessen dieser Eigenbeseitigung nicht entgegenstehen.
(4) Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen dürfen auf ihren Grundstücken Anlagen zur Entsorgung
von Abfällen aus privaten Haushaltungen weder errichten noch betreiben. Das Recht, Abfälle selbst
ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten, bleibt unberührt, das gilt insbesondere für die Eigenkom-
postierung von kompostierbaren Abfällen aus privaten Haushaltungen. 
(5) Ein Grundstück ist an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen, wenn mindestens ein Abfallbehälter
aufgestellt ist. Der Anschlusspflichtige darf die Annahme der für die öffentliche Abfallentsorgung vor-
zuhaltenden Abfallbehälter nicht verweigern. Die Gestellung der Abfallbehälter für Grundstücke, die
von privaten Haushaltungen ausschließlich oder teilweise und dauerhaft oder vorübergehend zu
Wohnzwecken genutzt werden, erfolgt unter Berücksichtigung des Mindestentleerungsvolumens von
160 l je mit Hauptwohnsitz auf dem Grundstück gemeldeter Person und Jahr. Grundstücke nach Absatz
1 Satz 4 sind bedarfsgerecht an die öffentliche Abfallentsorgung anzuschließen; je Grundstück ist
mindestens ein zugelassener Restabfallbehälter vorzuhalten und zu nutzen.
(6) Die Anschlusspflichtigen benachbarter Grundstücke, die ausschließlich zu Wohnzwecken dienen, können die
gemeinsame Nutzung von Abfallbehältern beantragen. Der Antrag ist schriftlich zu stellen und von den Anschlusspflichtigen
zu unterzeichnen. Dabei ist einer der Anschlusspflichtigen als Vertretungsberechtigter zu benennen. 
(7) Ist auf Grund der besonderen Lage des Grundstückes dieses mit dem Abfallentsorgungsfahrzeug nicht
erreichbar und gem. § 18 Abs. 6 die Bereitstellung der Abfallbehälter an der nächsten befahrbaren Straße
mit einer unzumutbaren Belastung verbunden, kann der Abfallzweckverband im Einzelfall auf Antrag des
betroffenen Anschlusspflichtigen die Selbstanlieferung der Abfälle auf einer seiner Müllumladestationen
oder entgegen § 18 Abs. 3 die ausschließliche Entsorgung über Abfallsäcke zulassen. Die nach Satz 1
erfolgte Durchführung der Entsorgung ist auf Anforderung des Abfallzweckverbandes nachzuweisen.
§ 7 Trennung und Verbringung von Abfällen
Die Abfallerzeuger und -besitzer haben die in § 13 Abs. 2 und § 15 Abs. 2 aufgeführten Abfallfraktionen dem
Abfallzweckverband nach Maßgabe der §§ 14 und 16 getrennt zur Entsorgung zu überlassen.
§ 8 Mitteilungs- und Auskunftspflichten
(1) Die Anschlusspflichtigen oder deren Beauftragte haben dem Abfallzweckverband unaufgefordert und
unverzüglich für jedes anschlusspflichtige Grundstück die für die Abfallentsorgung wesentlichen
Umstände mitzuteilen. Dazu gehören insbesondere Angaben
• zum Grundstückseigentümer und zu anderen zur Nutzung des Grundstückes Berechtigten,
• zur Nutzungsart des Grundstücks und zur Anzahl der mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen,
• zur Art, Beschaffenheit und Menge der Abfälle, die dem Abfallzweckverband überlassen werden müssen.
Abweichend von Satz 1 besteht die Mitteilungspflicht des Anschlusspflichtigen nur nach entsprechender
Aufforderung durch den Abfallzweckverband, wenn der Anschlusspflichtige weder zugleich Abfallbesitzer
oder –erzeuger ist noch Eigentümer oder dinglich Berechtigter (§ 6 Abs. 1 Satz 2) eines Grundstückes
ist, das erstmalig an die Abfallentsorgung angeschlossen wird.
(2) Eintretende Veränderungen der genannten Gegebenheiten sowie erstmaliger Anfall von Abfällen auf
einem Grundstück sind unaufgefordert und unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Erstmalig an die
öffentliche Abfallentsorgung anzuschließende Grundstücke sind spätestens vier Wochen, bevor die An-
schlusspflicht entsteht, beim Abfallzweckverband schriftlich anzumelden. Bei Wohngrundstücken sind
gleichzeitig Angaben über die Anzahl der mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen mitzuteilen. Bei
allen anderen Grundstücken sind Angaben zur Art der Nutzung des Grundstückes zu melden. 
§ 9 Störungen der Abfallentsorgung
Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, behördlicher Verfügungen, Betriebsstörungen, betriebs-
notwendiger Arbeiten oder sonstiger zwingender Gründe vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder
verspätet durchgeführt, so besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung oder Schadenersatz. Die
unterbliebene Abfallentsorgung wird so bald wie möglich nachgeholt.
§ 10 Überwachung der Benutzung der Sammel- und Entsorgungseinrichtungen
(1) Der Abfallzweckverband überwacht die Benutzung seiner abfallwirtschaftlichen Einrichtungen, um
Verstöße gegen diese Satzung auszuschließen und Gefahren für die Umwelt durch eine unsachgemäße
Entsorgung von Abfällen zu verhindern.
(2) Zum Zwecke der Überwachung ist der Abfallzweckverband insbesondere befugt, die Getrennthaltung
und Verwertung von Abfällen auf Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, zu
kontrollieren. Aus diesem Grunde haben Eigentümer oder Besitzer solcher Grundstücke nach Maßgabe
des § 19 KrWG das Betreten der Grundstücke zu dulden.
(3) Die Vermischung von Wertstoffen, die getrennt zu erfassen sind, mit Abfällen ist nicht zulässig. Bei
Verstoß gegen Satz 1 erfolgt keine Entsorgung des bereit gestellten Behälters. Der Behälter wird durch
einen Mängelaufkleber gekennzeichnet. Der Verursacher erhält die Möglichkeit einer nachträglichen
Trennung. Bei wiederholten Verstößen erfolgt die kostenpflichtige Entsorgung.
§ 11 Überlassung der Abfälle, Eigentumsübergang
(1) Als Überlassen zum Einsammeln und Befördern gelten Abfälle, die nach Maßgabe der §§ 14 und 16
zum Zeitpunkt der Entleerung der Abfallbehältnisse in das Sammelfahrzeug bereitgestellt bzw. der
Sammelstelle übergeben sind. 
(2) Die Abfälle gehen in das Eigentum des Abfallzweckverbandes über, sobald sie eingesammelt sind oder
vom Personal des Sammelfahrzeuges bzw. der Annahmestelle angenommen sind.
(3) Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Der Abfallzweckverband ist
nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu lassen.
(4) Unbefugte dürfen Abfallbehälter oder bereitgestellte Abfälle nicht durchsuchen, sortieren oder entfernen.
2. Abschnitt: Einsammeln und Befördern der Abfälle
§ 12 Einsammeln und Befördern
Die vom Abfallzweckverband zu entsorgenden Abfälle werden durch den Abfallzweckverband oder von ihm
beauftragte Dritte eingesammelt und befördert
a) im Rahmen des Bringsystems (§§ 13 u. 14) oder
b) im Rahmen des Holsystems (§§ 15 bis 18).
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§ 13 Abfallüberlassung im Bringsystem
(1) Im Bringsystem werden Abfälle nach den Anforderungen des § 14 in den öffentlichen Sammeleinrichtungen,










[Papier und Pappe; Metalle; Glas, Kunststoffe (stoffgleiche Nichtverpackungen)])
• Elektronikschrott 
• Batterien aus elektrischen Kleingeräten
• Bekleidung/Textilien
• haushaltübliche Mengen gefährlicher Abfälle an ausgewählten Standorten
• haushaltübliche Mengen Bauschutt/Baustellenabfälle
(z. B. Ziegelbruch, Gipskartonplatten, Mineralwolle, Waschbecken aus Keramik usw.)
• Altholz Kategorie I-III AltholzV
• Altholz Kategorie IV AltholzV an ausgewählten Standorten
(3) An Müllumladestationen können folgende Abfälle überlassen werden:
• Restabfall für nach § 6 Abs. 7 ausgeschlossene Grundstücke
• Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, sofern diese nicht nach Maßgabe der Benutzungsordnung
für die Abfallentsorgungsanlagen des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen von der
Annahme ausgeschlossen sind
(4) An mobilen Schadstoffsammelstellen können folgende Abfälle überlassen werden:
• haushaltübliche Mengen gefährlicher Abfälle
(5) An Wertstoffsammelplätzen können folgende Abfälle überlassen werden:
• Glas (Verpackungen) (weiß, grün, braun)
§ 14 Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem
(1) Abfälle zur Verwertung sind dem Abfallzweckverband frei von Fremdstoffen zu überlassen.
(2) Haushaltübliche Mengen gefährlicher Abfälle aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen
sind dem Personal an den mobilen Schadstoffsammelstellen und an ausgewählten Standorten der vom
Abfallzweckverband vorgehaltenen Wertstoffhöfe gemäß § 13 Abs. 2 zu übergeben. Als haushaltübliche
Mengen gelten Abfallmengen bis zu 25 kg je Anlieferung. Die Gebindegröße zur Annahme darf dabei 20
I nicht überschreiten. Die Gefäße müssen auslaufsicher verschlossen sein. Die Schadstoffsammlung für
private Haushaltungen erfolgt zweimal jährlich mit Sammelfahrzeugen sowie einmal monatlich an aus-
gewählten Standorten der vom Abfallzweckverband vorgehaltenen Wertstoffhöfe. Die Annahmezeiten
der mobilen Schadstoffsammelstellen und der Annahme an ausgewählten Standorten der vom Abfall-
zweckverband vorgehaltenen Wertstoffhöfe werden nach § 20 bekannt gegeben.
Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen, für deren Grundstücke der Anschluss nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung hergestellt ist,
können sich an dem angebotenen Sammelsystem für gefährliche Abfälle beteiligen. Produktionsabfälle
und Abfall aus gewerblicher Tätigkeit sind von der Sammlung ausgeschlossen. Art, Menge und Herkunft
der gefährlichen Abfälle sind spätestens 5 Werktage vor der beabsichtigen Überlassung an den mobilen
Schadstoffsammelstellen dem Abfallzweckverband anzuzeigen. Der Abfallzweckverband entscheidet
über Möglichkeit und Umfang der Annahme unter Berücksichtigung des zur Veranlagung herangezogenen
Gebührenmaßstabes (Einwohnergleichwerte).
(3) Elektronikschrott aus privaten Haushalten im Sinne von § 3 Abs. 4 ElektroG kann von den Besitzern
und Vertreibern auf der Grundlage des Elektrogesetzes an den Wertstoffhöfen zu den jeweiligen Öff-
nungszeiten abgegeben werden. Altgeräte, die nicht aus privaten Haushalten stammen, sind gemäß § 10
ElektroG zu entsorgen.
(4) Der Abfallzweckverband regelt die Überlassung von Abfällen an Wertstoffhöfen in der Benutzungsordnung
Wertstoffhöfe.
(5) An den Wertstoffhöfen des Abfallzweckverbandes im Landkreis werden Abfälle zur Verwertung und
Beseitigung in haushaltüblichen Mengen aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen an-
genommen, wenn diese aufgrund ihrer Beschaffenheit und Menge mit denen aus privaten Haushaltungen
vergleichbar sind. Zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen und störungsfreien Betriebes der Wertstoffhöfe
werden die Mengen je Anlieferung entsprechend der Kategorie des Wertstoffhofes begrenzt, im Einzelnen:
Bezeichnung Abfallschlüssel Annahme Annahme
nach AVV Wertstoffhof Kategorie II Wertstoffhof Kategorie I
mit Mengenbegrenzung mit Mengenbegrenzung
je Anlieferung je Anlieferung
Sperrabfall ASN 20 03 07, bis 3 m³ haushaltübliche Menge
Möbel aus Holz 20 01 38
Grünabfälle ASN 20 02 01 bis 3 m³ haushaltübliche Menge
gemischte Bau- und Abbruch- ASN 17 09 04, bis 1 m³ haushaltübliche Menge
abfälle, Baustoffe auf Gipsbasis 17 08 02
Gemische aus Beton, Ziegeln, ASN 17 01 07 bis 0,5 m³ haushaltübliche Menge
Fliesen und Keramik
Altholz, Kategorie I-III ASN 17 02 01 bis 3 m³ haushaltübliche Menge
AltholzV
Altreifen ASN 16 01 03 bis 5 Stück haushaltübliche Menge
Papier und Pappe ASN 15 01 01, haushaltübliche Menge haushaltübliche Menge
20 01 01
Glas ASN 15 01 07, haushaltübliche Menge haushaltübliche Menge
(Verpackungen 16 01 20,
und Flachglas) 17 02 02,
20 01 02
Kunststoffe (stoffgleiche ASN 20 01 39 haushaltübliche Menge haushaltübliche Menge
Nichtverpackungen)
Bekleidung, Textilien ASN 20 01 10, haushaltübliche Menge haushaltübliche Menge
20 01 11
Metalle ASN 20 01 40 haushaltübliche Menge haushaltübliche Menge
Elektronikschrott nach ElektroG haushaltübliche Menge haushaltübliche Menge
nach den Sammelgruppen
1.Haushaltsgroßgeräte












zeug, Sport- und Freizeitgeräte
(Elektrospielzeug, etc.)
Altholz, ASN 17 02 04* keine Annahme haushaltübliche Menge
Kategorie IV AltholzV 20 01 37*
asbesthaltige Baustoffe ASN 17 06 05* keine Annahme haushaltübliche Menge
Dämmmaterial mit ASN 17 06 03* keine Annahme haushaltübliche Menge
gefährlichen Stoffen
Kohlenteer und teerhaltige ASN 17 03 03*, keine Annahme haushaltübliche Menge
Produkte, Bitumengemische 17 03 02
gefährliche Abfälle im Rahmen ASN mit * keine Annahme haushaltübliche Menge
der mobilen Schadstoffsamm- (bis 20 Liter je Gebinde)
lung 1mal monatlich an be-
kanntgegebenen Terminen
(6) Bei den an den Wertstoffhöfen überlassenen Grünabfällen soll Baum-und Strauchschnitt einen
Durchmesser von max. 15 cm und max. 1 m Länge nicht überschreiten.
Grünabfälle, die die vorgenannten Abmessungen überschreiten, sind vor der Überlassung im Bringsystem
zu zerkleinern.
Baum- und Strauchschnitt muss bei Bündelung mit Naturbindfaden gebündelt und Grünschnitt und
Laub ohne Verpackungsmaterial oder in kompostierbarem Verpackungsmaterial überlassen werden.
(7) Abfallablagerungen neben Sammelbehältern auf Wertstoffsammelplätzen sind unzulässig.
§ 15 Abfallüberlassung im Holsystem
(1) Im Holsystem werden die Abfälle nach den Anforderungen der §§ 16 bis 18 von den angeschlossenen
Grundstücken abgeholt.
(2) Mittels Holsystem werden folgende Abfälle entsorgt:
1. Restabfall (gemischter Siedlungsabfall)
2. Sperrabfall
3. Bioabfall
4. Papier und Pappe
5. Weihnachtsbäume
§ 16 Anforderungen an die Abfallüberlassung im Holsystem
(1) Restabfall, Papier und Pappe, Bioabfall sind in den dafür bestimmten und nach Absatz 2 zugelassenen
Abfallbehältern zur Abfuhr bereitzustellen. Die Abholung der Abfälle nach Satz 1 erfolgt am Grundstück
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 18 Abs. 6.
(2) Zugelassen sind folgende vom Abfallzweckverband bzw. einem von ihm beauftragten Dritten
(§ 3 Abs. 2) gestellte und unterhaltene sowie bezüglich Nr. 1. a) bis d) und 2. und 3. mit einem Behäl-
teridentifikationssystem ausgestattete Abfallbehälter:
1. für Restabfall (graue Tonne)
a) Restabfallbehälter mit 80 l Füllraum
b) Restabfallbehälter mit 120 l Füllraum
12
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNGEN
c) Restabfallbehälter mit 240 l Füllraum
d) Abfallgroßbehälter mit 1.100 I Füllraum
e) bei gelegentlichem Mehranfall von Restabfall können zusätzlich zugelassene 70 l Abfallsäcke mit
entsprechender Aufschrift genutzt werden.
Sonstige Abfallgroßbehälter werden nur auf schriftlichen Antrag und nach Einzelfallentscheidung durch
den Abfallzweckverband zugelassen.
Die Abfallsäcke gem. Nr. 1. e) können an den vom Abfallzweckverband nach § 20 bekannt gegebenen
Verkaufsstellen erworben werden.
2. für Bioabfall (braune Tonne)
a) Bioabfallbehälter mit 80 l Füllraum
b) Bioabfallbehälter mit 120 l Füllraum
3. für Papier und Pappe (blaue Tonne)
a) Behälter mit 120 l Füllraum
b) Behälter mit 240 l Füllraum
c) Abfallgroßbehälter mit 1.100 l Füllraum
(3) Der Abfallzweckverband behält sich das Recht vor, gegebenenfalls eine Umstellung auf andere Abfall-
behältertypen vorzunehmen. Die Aufstellung der Abfallbehälter erfolgt grundstücksbezogen. 
(4) Sperrabfall aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen wird ganzjährig abgeholt. Die
Anmeldung zur Entsorgung erfolgt per vorgedruckter Bestellkarte oder per Internet. Art und Menge
des Sperrabfalls sind anzugeben.
(5) Für jede mit Hauptwohnsitz auf einem Grundstück gemeldete Person oder jedem dem Grundstück zu-
zuordnendem Einwohnergleichwert sind zwei Bestellungen pro Jahr und Grundstück für die Abholung
des Sperrabfalls aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen möglich, wobei pro
Abfuhr max. 5 m³ entsorgt werden. Die Abfuhr des über die Abrufkarte angemeldeten Sperrabfalls
erfolgt spätestens nach vier Wochen. Der Termin der Sperrabfallabfuhr wird rechtzeitig, mindestens drei
Werktage vorher, durch den Zweckverband oder den von ihm beauftragten Entsorger bekanntgegeben.
(6) Sperrabfälle, deren Einzelteile 
• größer als 2,5m x 1,5m x 1,0 m sind,
• über 50 kg wiegen
sind vor der Bereitstellung im Holsystem zu zerlegen.
Sperrabfälle,
• die nach ihrer Größe und auch nach zumutbarer Zerkleinerung der Abfallbeseitigung über die
Restabfallbehälter zugeführt werden können,
• aus Renovierungen, Umbauten und sonstigen Baumaßnahmen sowie Abfälle, die vorher mit dem
Gebäude oder dem Grundstück fest verbunden waren (z. B. Fenster, Türen, Tore, Gartenzäune,
Dachpappe, Steingutrohre, Wand- und Deckenverkleidung usw.), 
• die die übliche Menge, im Einzelfall das Volumen von 5 m³ (z. B. bei Haushalts- oder
Gewerbeauflösung), überschreiten
dürfen nicht zur Abholung bereitgestellt werden.
(7) Am festgesetzten Abfuhrtag ist der gemeldete Sperrabfall bis 06.00 Uhr bereitzustellen.
Der Sperrabfall ist am Grundstück oder unmittelbar an der Grundstücksgrenze zur vom Entsorgungsfahrzeug
befahrbaren Straße geordnet zu lagern, so dass der Fahr- und Fußgängerverkehr nicht belästigt oder
behindert werden. Können Grundstücke vom Entsorgungsfahrzeug nicht erreicht werden, erfolgt die
Abholung an der nächsten erreichbaren Stelle. Im Einzelfall entscheidet der Abfallzweckverband auf
Antrag des Abfallbesitzers.
Für schuldhaft verursachte Schadensfälle im Zusammenhang mit den bereitgestellten Abfällen haftet
der Abfallbesitzer. Nach Abholung des Sperrabfalls sind die Bereitstellungsplätze vom Antragsteller zu
säubern. Werden Abfälle bereitgestellt, die entsprechend der Anforderungen nach § 16 Abs. 6 nicht
zum Sperrabfall gehören, werden diese zurückgelassen und sind vom Antragsteller zu beräumen.
(8) Auf Antrag kann die Sperrabfallentsorgung aus privaten Haushaltungen mittels 7 m³-Container erfolgen.
(9) Natürliche Weihnachtsbäume und gebündeltes Schmuckreisig werden von den an die öffentliche Abfall-
entsorgung angeschlossenen Grundstücken am bekannt gegebenen Abfuhrtag jeweils im Monat Januar
abgeholt. Die Bäume und das Reisig müssen vollkommen von Dekorationsmaterial befreit und bis
06.00 Uhr am Bereitstellungsstandort der Restabfallbehälter zur Entleerung geordnet gelagert sein.
Nach Abholung der Abfälle ist der Bereitstellungsstandort durch den Abfallerzeuger zu reinigen.
§ 17 Häufigkeit und Zeitpunkt der Restabfall-, Bioabfall- und Papierabfuhr
(1) Restabfall wird 14-täglich abgeholt. 
(2) Bioabfall wird in der Zeit von April bis November wöchentlich, in der Zeit von Dezember bis März 14-
täglich abgeholt. 
(3) Papier und Pappe wird 4-wöchentlich abgeholt.
(4) Wenn eine ordnungsgemäße Entsorgung dies zulässt bzw. erfordert, kann der Abfallzweckverband für
die Abfuhr abweichend von Absatz 1 bis 3 eine längere bzw. kürzere Abfuhrfolge festlegen.
(5) Der für die Abholung jeweils vorgesehene Wochentag wird vom Abfallzweckverband nach § 20 bekannt
gegeben. Muss die Abholung auf Grund eines gesetzlichen Feiertages verlegt werden, so erfolgt die
Abholung am vorherigen oder an einem der folgenden Werktage. Muss der Zeitpunkt der Abholung
verlegt werden, wird dies rechtzeitig bekannt gegeben
§ 18 Bereitstellung und Benutzung der Abfallbehälter
(1) Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstück ist mindestens ein zugelassener Restabfallbehälter oder Ab-
fallgroßbehälter und ein Behälter für Papier und Pappe vorzuhalten. Dies gilt nicht für Überlassungsge-
meinschaften nach § 6 Abs. 6.
Die auf den Grundstücken zur Verfügung gestellten Behältnisse werden nach bekannt gegebenem Tourenplan
entleert. Die Behältnisse sind jeweils am Tag der Entleerung bis spätestens 06.00 Uhr, jedoch frühestens am
Abend des Vortages, so bereitzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden
können. Verkehrsteilnehmer dürfen durch die bereitgestellten Abfallbehälter nicht behindert oder gefährdet
werden. Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter umgehend an ihren gewöhnlichen Standort zurück zu
bringen. Ist der Bereitstellungsstandort zur Entleerung eines Abfallbehälters identisch mit seinem
gewöhnlichen Standort, so muss der Anschlusspflichtige durch geeignetes Kennzeichnungsmaterial dem
Fahrer des Abfuhrfahrzeuges eindeutig zu erkennen geben, wenn der Abfallbehälter nicht entleert werden
soll. Das Material zur Kennzeichnung der nicht zu leerenden Abfallbehälter wird auf Anforderung durch
den Abfallzweckverband oder das von ihm beauftragte Entsorgungsunternehmen zur Verfügung gestellt.
(2) Abfallbehälter ohne Behälteridentifikationssystem werden nicht entleert.
(3) Der Anschlusspflichtige hat dafür Sorge zu tragen, dass die Abfallbehälter allen Nutzern zugänglich sind
und ordnungsgemäß genutzt werden können. Für alle anschlusspflichtigen Wohngrundstücke ist bei
der Wahl des Restabfallbehälters oder Abfallgroßbehälters die Festlegung gem. § 6 Abs. 5 (Mindestent-
leerungsvolumen 160 l pro mit Hauptwohnsitz gemeldeter Person und Jahr) zu berücksichtigen.
Der Abfallzweckverband kann Art, Größe und Zahl der Restabfallbehälter durch Anordnung für den
Einzelfall abweichend von der Meldung nach § 8 Abs. 1 festlegen. Wird bei zwei aufeinander folgenden
Entleerungsterminen festgestellt, dass die Behälterkapazität nicht ausreicht, so hat der Anschlusspflichtige
die Aufstellung eines Abfallbehälters mit dem nächst größeren Behältervolumen (z. B. 120 l statt 80 l)
oder die Aufstellung eines zusätzlichen Abfallbehälters zu dulden.
(4) Die Abfallbehälter verbleiben im Eigentum des Abfallzweckverbandes oder des von ihm beauftragten
Dritten und sind nur für den vorgesehenen Zweck zu nutzen. Die Haftung für den Verlust der
Abfallbehälter und für Schäden, die durch unsachgemäße Behandlung der Abfallbehälter einschließlich
mechanischer Verdichtung von Abfällen entstehen, geht zu Lasten des Anschlusspflichtigen. Ausgenommen
sind die beim Leerungsvorgang entstandenen oder sonstigen vom Abfallzweckverband oder von ihm
beauftragen Dritten verursachten Schäden und Verluste.
Eigenmächtige Veränderungen an den Abfallbehältern (z. B. nicht zugelassene Verschlusssysteme,
Bohrungen) sowie die Entfernung oder Beschädigung der Barcodeetiketten und des Identsystems
(Transponder) sind unzulässig.
Der Anschlusspflichtige kann Abfallgroßbehälter mit einer Einwurfvorrichtung umhausen, wenn er
diese auf seine Verantwortung und Kosten ordnungsgemäß betreibt (private Müllschleusen). Die
Errichtung und der Betrieb der privaten Müllschleuse bedarf der Genehmigung durch den Abfall-
zweckverband. Aufwendungen für zusätzliche Leistungen, wie das Herausholen zum Zweck der
Entleerung, sind vom Anschlusspflichtigen zu tragen.
Nicht benötigte Abfallbehälter sind dem Abfallzweckverband zu melden und zum Abtransport bereitzu-
stellen.
Die Sauberhaltung der Abfallbehälter obliegt dem Anschlusspflichtigen. Die Bioabfallbehälter werden
jährlich einmal durch den Abfallzweckverband oder das von ihm beauftragte Entsorgungsunternehmen
gereinigt. 
(5) Die gestellten Abfallbehälter dürfen nur zur Aufnahme der jeweils dafür bestimmten Abfälle verwendet
und nur so weit gefüllt werden, dass sie sich noch ordnungsgemäß schließen lassen. Sie sind stets
geschlossen zu halten und mit geschlossenem Deckel zur Leerung bereitzustellen.
Abfälle dürfen nicht eingestampft oder auf andere Weise verdichtet werden. Brennende, glühende,
heiße oder radioaktive Abfälle sowie Gegenstände, die die Abfallbehälter, Sammelfahrzeuge oder Ab-
fallentsorgungsanlagen beschädigen können, dürfen nicht eingefüllt werden.
Lassen sich Abfallbehälter aufgrund mechanischer Verdichtung oder Festfrieren der Abfälle ganz oder
teilweise nicht entleeren, besteht kein Anspruch auf Nachfuhr, Schadensersatz oder Gebührenermäßigung.
(6) Können Grundstücke nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten mit den Abfallfahrzeugen erreicht
werden, so haben die Anschlusspflichtigen die Abfälle zur nächsten vom Abfuhrfahrzeug erreichbaren Stelle
zu bringen. Der Abfallzweckverband kann im Einzelfall den Stellplatz zur Bereitstellung der Abfallbehälter
anordnen. Ist auch dies mit einer unzumutbaren Belastung verbunden, findet § 6 Abs. 7 Anwendung. Im
Einzelfall entscheidet der Abfallzweckverband auf Antrag des Anschlusspflichtigen.
(7) Die Aufstellung und die Abholung der zugelassenen Bioabfallbehälter erfolgt auf Antrag des Grund-
stückseigentümers bzw. des diesem gemäß § 6 Abs. 1 gleichgestellten Person. Die Abholung ist bis
spätestens 21 Tage vor Ablauf des Kalendermonats beim Abfallzweckverband schriftlich zu beantragen. 
(8) Zur Abfuhr bereitgestellte Abfallbehälter und Abfallsäcke dürfen folgende Gesamtgewichte (Eigen- und
Füllgewicht) nicht überschreiten:
70 l Abfallsäcke 17 kg
80 l Rest- und Bioabfallbehälter 40 kg
120 l Restabfall-, Bioabfall- und Papierbehälter 60 kg
240 l Restabfall- und Papierbehälter 110 kg
1100 l Abfallgroßbehälter für Restabfall und Papier 500 kg
Für sonstige Abfallbehälter gilt das auf dem Abfallbehälter aufgedruckte maximale Füllgewicht.
§ 19 Modellversuche
Zur Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft und Bewirtschaftung von Abfällen, insbesondere zur Erprobung
und Einführung neuer Methoden und Sammelsysteme kann der Abfallzweckverband Modellversuche durchführen.
Der Abfallzweckverband hat die notwendigen Maßnahmen vorzubereiten und einzuleiten, einschließlich
Information der betroffenen Anschlusspflichtigen. Die Anschlusspflichtigen sind zur Mitwirkung verpflichtet.
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen
§ 20 Bekanntmachungen
Die Bekanntmachung dieser Satzung erfolgt in den Amtsblättern der Mitgliedslandkreise im Abfall-
zweckverband, mithin des Erzgebirgskreises und des Landkreises Zwickau. Bekanntmachungen auf Grund
dieser Satzung erfolgen im Amtsblatt des Erzgebirgskreises. Die Tourenpläne werden im jeweiligen
Abfallkalender und im Internet bekannt gegeben.
§ 21 Gebühren
Der Abfallzweckverband erhebt für das Vorhalten und die Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung
gemäß dieser Satzung Gebühren nach Maßgabe gesonderter Satzungen.
§ 22 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 17 Abs. 1 Nr. 1 SächsABG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 2 Abs. 2 nicht vermeidbare Abfälle nicht nach Maßgabe dieser Satzung nach Fraktionen
getrennt überlässt,
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2. entgegen § 4 Abs. 4 Abfälle, die von der Entsorgung durch den Abfallzweckverband gemäß § 4 Abs. 1
ausgeschlossen sind, mit überlassungspflichtigen Abfällen vermischt oder ohne schriftliche Zustimmung
durch den Abfallzweckverband der öffentlichen Abfallabfuhr übergibt oder in jedermann zugänglichen
Sammelbehältern und Sammeleinrichtungen des Abfallzweckverbandes überlässt,
3. entgegen § 6 Abs. 1 sein Grundstück nicht an die Einrichtungen des Abfallzweckverbandes
anschließt oder diese Einrichtungen nicht benutzt, 
4. entgegen § 6 Abs. 2 Abfälle nicht der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung überlässt,
5. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 2 die Annahme der zu stellenden Abfallbehälter verweigert,
6. entgegen § 8 Abs. 2 dem Abfallzweckverband den erstmaligen Anfall von Abfällen auf dem
Grundstück und Veränderungen nicht unaufgefordert und unverzüglich schriftlich mitteilt,
7. entgegen § 10 Abs. 3 getrennt zu erfassende Wertstoffe mit anderen Abfällen vermischt,
8. entgegen § 11 Abs. 4 ohne entsprechende Befugnis Abfallbehälter oder bereitgestellte Abfälle
durchsucht, sortiert oder entfernt,
9. entgegen § 12 Abfälle außerhalb der nach dieser Satzung vorgegebenen Systeme illegal verbringt,
10. entgegen § 14 Abs. 7 Abfälle neben Sammelbehältern im Bringsystem ablagert oder
11. entgegen § 18 Abs. 5 Satz 4 brennende, glühende, heiße oder radioaktive Abfälle sowie Gegenstände,
die Leib und Leben, die Abfallbehälter, Sammelfahrzeuge oder Abfallentsorgungsanlagen beschädigen
können, in einen Abfallbehälter eingibt.
(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000 EUR geahndet werden.
(3) Andere Ordnungswidrigkeiten, insbesondere gemäß § 69 Abs. 1 u. 2 KrWG, bleiben unberührt.
§ 23 Anordnungen für den Einzelfall
Der Abfallzweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen
für den Einzelfall erlassen.
§ 24 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Vermeidung, Verwertung
und sonstige Entsorgung von Abfällen des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das
Gebiet Erzgebirgskreis (Abfallwirtschaftssatzung Erzgebirgskreis) vom 25.01.2012 außer Kraft.
Stollberg, den 02.12.2014 (Siegel)
gez. Dr. C. Scheurer
Landrat und Verbandsvorsitzender
Anlage 
zur Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen des
Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das Gebiet Erzge-
birgskreis
(Abfallwirtschaftssatzung Erzgebirgskreis)
Begriffsbestimmungen nach § 2 Abs. 2 Abfallwirtschaftssatzung 
Siedlungsabfälle (Haushaltsabfälle und ähnliche gewerbliche und industrielle Abfälle sowie
Abfälle aus anderen Einrichtungen) einschließlich getrennt gesammelter Fraktionen
1. Siedlungsabfälle
1.1 Restabfall (gemischte Siedlungsabfälle)
Restabfälle (Abfallschlüssel nach AVV: 20 03 01) sind nach Vermeidung und Aussortierung getrennt zu
erfassender Fraktionen (z. B. Papier und Pappe, Metalle, Problemstoffe, Bio- und Grünabfälle) verbleibende
Abfälle, die in genormten, im Entsorgungsgebiet vorgegebenen Behältern gesammelt und der weiteren
Entsorgung zugeführt werden. Dazu gehören z. B. Asche, Spiegelglas, Spielzeug, Porzellan, Keramik,
Steingut, Regenschirme, Ruß, nicht oder teilweise entleerte Verpackungen, verunreinigtes Papier, Staubsau-
gerbeutel, Wegwerfwindeln, Hygieneartikel, gebrauchte Tapeten, Putzlappen, Glühbirnen, Glasbruch, nicht
mehr gebrauchsfähige Bekleidung einschließlich Schuhe usw..
Ähnliche gewerbliche und industrielle Abfälle sowie Abfälle aus anderen Einrichtungen gehören ebenfalls
dazu.
1.2 Sperrabfall
Sperrabfall (Abfallschlüssel nach AVV: 20 03 07) sind feste Siedlungsabfälle, die wegen ihrer Sperrigkeit nicht in
die im Entsorgungsgebiet vorgegebenen Behälter passen und getrennt von den Restabfällen gesammelt und
transportiert werden. Zum Sperrabfall gehören z. B. Möbel, Fußbodenbelag, Teppiche, Matratzen, Lampen,
Sofas, Kinderwagen, Roller, Koffer, Taschen usw. Nicht zum Sperrabfall gehören z. B. Fenster, Türen, Bau- und
Abbruchholz, Sanitärkeramik, Haushaltsgroßgeräte, Kühlgeräte, Geräte der Heimelektronik. 
2. Getrennt gesammelte Fraktionen
2.1 Wertstoffe
Abfallfraktionen, die getrennt von anderen Abfällen gesammelt werden und zum Recycling oder zur Wie-
derverwendung geeignet sind.
Dazu gehören
Papier und Pappe Abfallschlüssel nach AVV: 15 01 01, 20 01 01
Wertstoffe nach Verpackungsverordnung
Glas Abfallschlüssel nach AVV: 15 01 07, 20 01 02
Verkaufsverpackungen Abfallschlüssel nach AVV: 15 01 02, 15 01 04,
15 01 05, 15 01 06
Sonstige Wertstoffe:
Bekleidung, Textilien Abfallschlüssel nach AVV: 20 01 10, 20 01 11
Metalle Abfallschlüssel nach AVV: 20 01 40
Kunststoffe Abfallschlüssel nach AVV: 20 01 39
(stoffgleiche Nichtverpackungen)
Flachglas Abfallschlüssel nach AVV: 15 01 07, 16 01 20, 17 02 02
Holz Abfallschlüssel nach AVV: 20 01 38
Reifen Abfallschlüssel nach AVV: 16 01 03
2.2 Gefährliche Abfälle (Problemstoffe)
Von den gemischten Siedlungsabfällen getrennt gesammelte, schadstoffhaltige feste, flüssige oder gasförmige
Abfälle, die nicht zusammen mit anderen gemischten Siedlungsabfällen entsorgt werden können, da
ansonsten Nachteile für das Wohl der Allgemeinheit zu erwarten sind. Dazu gehören z. B. Öle und Fette,
Lacke, Farben, Lösemittel, Säuren, Laugen, Fotochemikalien, Pestizide.
2.3 Elektronikschrott (Elektro- und Elektronikgeräte)
Abfälle, die teilweise wegen ihrer Sperrigkeit und insbesondere wegen ihres Schadstoffgehaltes getrennt von
den gemischten Siedlungsabfällen gesammelt, transportiert und behandelt werden, z. B. Fernsehgeräte,
Computer, Radios, Kühlgeräte, Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen, Elektrowerkzeuge, Mobiltelefone,
Anrufbeantworter.
2.4 biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle (Bioabfall)
Bioabfälle (Abfallschlüssel nach AVV: 20 03 01) sind gemäß § 2 Nr. 1 Bioabfallverordnung (BioAbfV) Abfälle
tierischer oder pflanzlicher Herkunft oder aus Pilzmaterialien zur Verwertung, die durch Mikroorganismen,
bodenbürtige Lebewesen oder Enzyme abgebaut werden können einschließlich Abfälle zur Verwertung mit
hohem organischen Anteil tierischer oder pflanzlicher Herkunft oder an Pilzmaterialien (z. B. organische
Küchenabfälle, Gartenabfälle, Speisereste), die getrennt von Restabfällen in genormten, im Entsorgungsgebiet
vorgegebenen Behältern gesammelt, transportiert und der Verwertung oder der Herstellung von Zwischen-
oder Endprodukten zugeführt werden.
Die Bestimmungen des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (TierNebG) und der Verordnung zur
Durchführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
verordnung -TierNebV) sind zu beachten.
2.5 Garten- und Parkabfälle (Grünabfälle)
Zu Grünabfällen (Abfallschlüssel nach AVV: 20 02 01) zählen biologisch abbaubare Pflanzenabfälle einschließlich
Baum- und Strauchschnitt bis zu einem Durchmesser von 15 cm, die getrennt von anderen Fraktionen gesammelt,
transportiert und der Verwertung oder der Herstellung von Zwischen- oder Endprodukten zugeführt werden.
Zweckverband Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS)
Gebührensatzung für die öffentliche Abfallentsorgung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das
Gebiet Erzgebirgskreis (Gebührensatzung Erzgebirgskreis)
Auf der Grundlage
• des Sächsischen Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes (SächsABG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 31. Mai 1999 (GVBl. S. 261), zuletzt geändert durch Artikel 56 des Gesetzes vom 27. Januar 2012
(GVBl. S. 130),
• des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
26. August 2004 (GVBl. S. 418), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2010
(GVBl. S. 142),
• des Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) vom 19. August 1993
(GVBl. S. 815, ber. GVBl. S. 1103), zuletzt geändert durch Artikel 24 des Gesetzes vom 27. Januar
2012 (GVBl. S. 130),
• der Verbandssatzung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen vom 07. Februar 2011 und
• der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen des Zweckverbandes Ab-
fallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das Gebiet Erzgebirgskreis (Abfallwirtschaftssatzung
Erzgebirgskreis) in der Fassung der Ausfertigung vom 02. Dezember 2014
jeweils in der gültigen Fassung
erlässt der Zweckverband Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) – nachfolgend Abfallzweckverband
genannt – für das Gebiet Erzgebirgskreis die durch die Verbandsversammlung am 27.11.2014 beschlossene
Gebührensatzung Erzgebirgskreis.
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Erzgebirgskreis (Gebührensatzung Erzgebirgskreis) 12
§ 1 Gebührentatbestand
(1) Der Abfallzweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für das Vorhalten und die Benutzung
der öffentlichen Abfallentsorgung im Gebiet Erzgebirgskreis Gebühren nach den Bestimmungen dieser
Satzung. 
(2) Die Abfallgebühr für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen inklusive der Haus-
haltungen im Rahmen des betreuten Wohnens und die Entsorgung von Abfällen aus anderen Herkunfts-
bereichen setzt sich aus einer Festgebühr und Entsorgungsgebühren zusammen.
(3) Die Festgebühr wird für alle die Entsorgungsleistungen erhoben, für die eine verursachungsbezogene
Abrechnung aus wirtschaftlichen oder anderen Gründen nicht praktikabel bzw. nicht möglich ist. Die
Festgebühr wird für die Leistungen bzw. das Vorhalten der Leistungen der Erfassung und Entsorgung von
• Restabfall (gemischte Siedlungsabfälle),
• Sperrabfall,
• Kleinmengen gefährlicher Abfälle,
• biologisch abbaubaren Küchen- und Kantinenabfälle (Bioabfall),
• Papier und Pappe, das kein Verpackungsmaterial ist,
• Weihnachtsbäumen
sowie
• für den Betrieb der durch den Abfallzweckverband vorgehaltenen Wertstoffhöfe einschließlich
Annahme von Elektronikschrott, Kunststoffen (stoffgleiche Nichtverpackungen) und Flachglas,
• für Sanierung/Rekultivierung/Nachsorge stillgelegter Deponien,




(4) Die Entsorgungsgebühr für Restabfall aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen
(Entsorgungsgebühr Restabfall) wird für die Leerung der Restabfallbehälter und Abfallgroßbehälter
erhoben. Sie beinhaltet die Aufwendungen für das Einsammeln und Befördern des Restabfalls sowie die
Aufwendungen für die Entsorgung der Abfälle in zugelassenen Anlagen.
(5) Die Entsorgungsgebühr für die Abfallsäcke wird für das Einsammeln und die Entsorgung der 70 l
Abfallsäcke für Restabfall aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen erhoben.
(6) Die Gebühr für die sonstigen Abfallgroßbehälter (10 m3 Presscontainer, 20 m3 Presscontainer, 7 m3 und
10 m3Absetzcontainer) wird für die Entleerung der sonstigen Abfallgroßbehälter erhoben und beinhaltet
die Aufwendungen für das Einsammeln und Befördern des Restabfalls sowie die Aufwendungen für die
Entsorgung der Abfälle in zugelassenen Anlagen.
(7) Die Gebühr für die Entsorgung von Bioabfällen aus privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen
(Bioabfallentsorgungsgebühr) wird für die Leerung der Bioabfallbehälter und die Verwertung der
Bioabfälle erhoben. Sie beinhaltet die Aufwendungen für das Einsammeln und Befördern der Bioabfälle,
deren Verwertung sowie Aufwendungen für die jährliche Reinigung der Bioabfallbehälter.
(8) Die Behälterwechselgebühr wird für die Aufstellung und den Austausch von Restabfall- und Papierbehältern,
Abfallgroßbehältern und Bioabfallbehältern (private Haushaltungen und andere Herkunftsbereiche) –
außer im Falle des erstmaligen Anschlusses des Grundstückes an die Abfallentsorgung – erhoben.
(9) Die Gebühr für die Sperrabfallentsorgung mittels Container aus privaten Haushaltungen und anderen
Herkunftsbereichen wird für die Bereitstellung und den Abtransport des Containers gem. § 16 Abs. 8
der Abfallwirtschaftssatzung sowie die anteiligen Verwaltungsleistungen erhoben.
(10) Die Entsorgungsgebühr bei der Selbstanlieferung von Abfällen auf der Grundlage des § 6 Abs. 7 Abfall-
wirtschaftssatzung Erzgebirgskreis wird für die Entsorgung der Abfälle erhoben.
(11) Die Entsorgungsgebühr Wertstoffhof wird bei der Selbstanlieferung zugelassener Abfälle an den
Wertstoffhöfen für die Annahme, die Beförderung sowie die Entsorgung der Abfälle sowie für anteilige
Verwaltungsleistungen erhoben.
§ 2 Gebührenmaßstab
(1) Die Festgebühr für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen inklusive der Haushal-
tungen im Rahmen des betreuten Wohnens bemisst sich nach der Anzahl der mit Hauptwohnsitz auf
dem Grundstück gemeldeten Personen. Ändert sich die Anzahl der auf dem Grundstück mit
Hauptwohnsitz gemeldeten Personen während des Kalenderjahres, so wird für jeden auf die Anmeldung
folgenden Kalendermonat dabei 1/12 der Jahresgebühr berechnet, für jeden auf die Abmeldung
folgenden Kalendermonat wird 1/12 der Jahresgebühr angerechnet bzw. erstattet. Auf die Gebührenschuld
für die Festgebühr werden Vorauszahlungen nach § 5 Abs. 1 erhoben.
(2) Die Festgebühr für die Entsorgung von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen bemisst sich nach der
Anzahl der dem Grundstück nach der Anlage zu dieser Satzung zuzuordnenden Einwohnergleichwerte
(EGW). Bei der Umrechnung der Bemessungsgrundlage in EGW nach der Anlage zu dieser Satzung
wird mathematisch auf halbe EGW gerundet. Kleinster zu veranlagender Gebührenmaßstab sind 0,5
EGW. Ändert sich die Anzahl der zuzuordnenden EGW während des Kalenderjahres, so ist dies unter
Beifügung geeigneter Nachweise anzuzeigen, dabei wird für jeden auf die Anmeldung weiterer EGW
folgenden Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr berechnet bzw. für jeden der Abmeldung von EGW
folgende Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr angerechnet bzw. erstattet. Auf die Gebührenschuld
für die Festgebühr werden Vorauszahlungen nach § 5 Abs. 1 erhoben.
(3) Die Entsorgungsgebühr für Restabfall aus privaten Haushaltungen (Entsorgungsgebühr Restabfall
Haushalte) bemisst sich nach dem Fassungsvermögen der Abfallbehälter und der Anzahl der Entleerungen.
Es wird mindestens eine Entsorgungsgebühr für ein Mindestentleerungsvolumen von 160 Litern pro
mit Hauptwohnsitz gemeldeter Person und Jahr erhoben (Veranlagung Mindestentsorgungsgebühr).
Die Mindestentsorgungsgebühr wird auch dann erhoben, wenn ein geringeres als das Mindestentlee-
rungsvolumen oder kein Entleerungsvolumen in Anspruch genommen wird. Ändert sich die Anzahl
der auf dem Grundstück mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen während des Kalenderjahres, so
wird für jeden auf die Anmeldung folgenden Kalendermonat dabei 1/12 des Mindestentleerungsvolumens
berechnet, für jeden auf die Abmeldung folgenden Kalendermonat wird 1/12 des Mindestentleerungs-
volumens angerechnet bzw. erstattet. Auf die Gebührenschuld für die Entsorgungsgebühr für Restabfall
aus privaten Haushalten werden Vorauszahlungen nach § 5 Abs. 2 erhoben.
(4) Die Entsorgungsgebühr für Restabfall aus anderen Herkunftsbereichen (Entsorgungsgebühr Restabfall
andere Herkunftsbereiche) bemisst sich nach dem Fassungsvermögen der Abfallbehälter und der
Anzahl der Entleerungen. Auf die Gebührenschuld für die Entsorgungsgebühr für Restabfall aus
anderen Herkunftsbereichen werden Vorauszahlungen nach § 5 Abs. 3 festgesetzt. 
(5) Die Entsorgungsgebühr für die Abfallsäcke bemisst sich nach der Anzahl der Abfallsäcke. 
(6) Die Entleerungsgebühr für die sonstigen Abfallgroßbehälter bestimmt sich nach dem Fassungsver-
mögen der Abfallbehälter und der Anzahl der Entleerungen. Auf die Gebührenschuld für die Entlee-
rungsgebühr für die sonstigen Abfallgroßbehälter wird eine Vorauszahlung nach § 5 Abs. 5 erhoben. 
(7) Die Bioabfallentsorgungsgebühr Haushalte und andere Herkunftsbereiche bestimmt sich nach dem Fas-
sungsvermögen der Abfallbehälter und der Anzahl der Entleerungen. Auf die Bioabfallentsorgungsgebühr
wird eine Vorauszahlung nach § 5 Abs. 6 erhoben.
(8) Die Behälterwechselgebühr wird je Auftrag (private Haushaltungen und andere Herkunftsbereiche)
erhoben. Werden je angefahrenem Grundstück mehrere Behälteraufträge gleichzeitig ausgeführt, wird
die Behälterwechselgebühr nur einmal erhoben.
(9) Die Gebühr für die Sperrabfallentsorgung mittels Container aus privaten Haushaltungen und aus
anderen Herkunftsbereichen wird je Bereitstellung eines Containers erhoben.
(10) Die Entsorgungsgebühr bei der Selbstanlieferung von Abfall auf der Grundlage des § 6 Abs. 7 Abfall-
wirtschaftssatzung Erzgebirgskreis bestimmt sich nach der durch Wägung ermittelten Masse der
angelieferten Abfälle.
(11) Die Entsorgungsgebühr Wertstoffhof bestimmt sich nach Abfallart und Gebühr je Einheit der überlassenen
Abfälle.
§ 3 Gebührensätze für Abfälle aus privaten Haushaltungen und aus anderen Herkunfts -
bereichen
(1) Die Festgebühr gem. § 2 Abs. 1 beträgt je auf dem Grundstück mit Hauptwohnsitz gemeldeter Person
und Kalenderjahr 16,56 €.
(2) Die Festgebühr gem. § 2 Abs. 2 beträgt je ganzem Einwohnergleichwert 16,56 €.
(3) Die Entsorgungsgebühr Restabfall Haushalte gem. § 2 Abs. 3 beträgt 6,60 € je mit Hauptwohnsitz auf
dem Grundstück gemeldeter Person und Kalenderjahr bezogen auf ein Mindestentleerungsvolumen
von 160 l je Person und Jahr (Mindestentsorgungsgebühr Haushalte).
Wird während des Jahres ein höheres Entleerungsvolumen in Anspruch genommen als durch die Min-
destentsorgungsgebühr abgedeckt, bemisst sich die Entsorgungsgebühr nach dem Fassungsvermögen
der Abfallbehälter und der Anzahl der Entleerungen. Auf die sich daraus ergebende Entsorgungsgebühr
wird die Mindestentsorgungsgebühr angerechnet.
(4) Die Entsorgungsgebühr Restabfall andere Herkunftsbereiche gemäß § 2 Abs. 4 wird nach den in § 3
Abs. 5 aufgeführten Gebührensätzen für die tatsächlich in Anspruch genommenen Entleerungen be-
rechnet.
(5) Die Gebührensätze für die Entleerung von Behältern zur Erfassung von Restabfall aus privaten
Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen betragen:
Abfallbehälter je Einzelleerung
a) 80 l Restabfallbehälter 3,30 €
b) 120 l Restabfallbehälter 4,95 €
c) 240 l Restabfallbehälter 9,90 €
d) 1.100 l Abfallgroßbehälter 45,37 €
e) 70 l Abfallsack (zusätzliche Entsorgung bei Bedarf) 2,90 € (je Stück)
Die Anzahl der Leerungen der Abfallbehälter gem. a) bis d) wird elektronisch (Behälteridentifikationssystem)
erfasst, die Abfallbehälter gem. e) durch elektronische Zählung bei der Abfuhr.
Die Gebührensätze für die Entleerung von sonstigen Abfallgroßbehältern gemäß § 16 Abs. 2 Abfallwirt-
schaftssatzung Erzgebirgskreis betragen 41,24 €/m³.
(6) Die Bioabfallentsorgungsgebühr Haushalte und andere Herkunftsbereiche gemäß § 2 Abs. 7 beträgt
Bioabfallbehälter je Einzelleerung
a) 80 l Bioabfallbehälter 1,90 €
b) 120 l Bioabfallbehälter 2,85 €
Die Anzahl der Leerungen wird elektronisch (Behälteridentifikationssystem) erfasst.
(7) Die Behälterwechselgebühr gem. § 2 Abs. 8 beträgt 14,90 € je Behälterauftrag und angefahrenem
Grundstück. 
(8) Die Gebühr für die Sperrabfallentsorgung mittels Container gem. § 2 Abs. 9 beträgt 61,61 € je
Bereitstellung eines Containers.
(9) Die Entsorgungsgebühr bei der Selbstanlieferung von Abfall gem. § 2 Abs. 10 wird auf der Grundlage der
zum Zeitpunkt der Anlieferung der Abfälle gültigen Gebührensatzung Müllumladestationen erhoben.
(10) Die Entsorgungsgebühr Wertstoffhof gem. § 2 Abs. 11 beträgt
Abfallart Einheit Gebühr/Einheit
Garten- und Parkabfälle lose angeliefert
(Grünabfälle) (ASN 20 02 01) angefangene 0,5 m³ 2,00 €
in Säcken
Sack bis 120 Liter 0,50 €
gemischte Bau- und Abbruchabfälle Eimer bis 15 Liter, 1,50 €
(ASN 17 09 04),
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Baustoffe auf Gipsbasis Sack bis 120 Liter, 10,00 €
(ASN 17 08 02),
Flachglas aus Bau- und Abbruchabfällen lose angeliefert, angefangene 0,25 m³ 22,50 €
ohne Anhaftungen (ASN 17 02 02),
Flachglas Kraftfahrzeuge (ASN 16 01 20)
Gemische aus Beton, Ziegeln, Eimer bis 15 Liter 1,00 €
Fliesen und Keramik (ASN 17 01 07) angefangene 0,25 m³ 9,00 €
Altholz Kategorie I – III AltholzV angefangene 0,25 m³ 10,00 €
(ASN 17 02 01)
Altholz Kategorie IV AltholzV angefangene 0,25 m³ 25,00 €
(ASN 17 02 04* und 20 01 37*) Stück Fenster 3,00 €
Stück Tür 6,00 €
asbesthaltige Baustoffe (ASN 17 06 05*) angefangene 0,25 m³ 40,00 €
Verpackungsmaterial:
Stück Asbestsack 75 Liter 1,00 €
Stück Big-Bag 90 x 90 cm 10,00 €
Stück Platten-Big-Bag 2,60 x 1,00 m 15,00 €
Dämmmaterial mit gefährlichen Stoffen Sack bis 120 Liter 2,00 €
(ASN 17 06 03*) angefangene 0,25 m³ 5,00 €
Kohlenteer und teerhaltige Produkte Eimer bis 15 Liter 3,50 €
(ASN 17 03 03*),
Bitumengemische (ASN 17 03 02) angefangene 0,25 m³ 60,00 €
Altreifen (ASN 16 01 03) Stück PKW-Reifen bis 16“ ohne Felge 2,00 €
Stück PKW-Reifen bis 16“ mit Felge 4,00 €
Stück PKW-Reifen über 16“ ohne Felge 7,00 €
Stück PKW-Reifen über 16“ mit Felge 13,00 €
Stück Kradreifen ohne Felge 1,00 €
Stück Kradreifen mit Felge 2,00 €
Stück Fahrradreifen und sonstige
Kleinreifen ohne Felge 0,50 €
Stück Fahrradreifen und sonstige
Kleinreifen mit Felge 1,50 €
Stück Schlauch (PKW, Krad, Fahrrad) 1,00 €
§ 4 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, soweit nicht in nachfolgenden Regelungen anderes bestimmt ist, der Eigen-
tümer des an die Abfallentsorgung des Abfallzweckverbandes angeschlossenen Grundstückes. Den
Grundstückseigentümern stehen Erbbauberechtigte und andere zur Nutzung des Grundstückes dinglich
Berechtigte gleich. Soweit weder der Eigentümer noch Berechtigte i. S. d. Satzes 2 im Grundbuch
eingetragen sind, ist derjenige Gebührenschuldner, der zum Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenpflicht
Besitzer des betreffenden Grundstücks ist.
(2) Tritt an die Stelle eines Grundstückseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungseigentümern i. S.
des Wohnungseigentumsgesetzes, so wird die Gebühr einheitlich für das Gesamtgrundstück gegenüber
der Wohnungseigentümergemeinschaft festgesetzt. Der Bescheid wird bei Wohnungseigentum an den
Verwalter gemäß § 27 Wohnungseigentumsgesetz, bei sonstigen Teileigentümern an einen Bevollmächtigten
bekannt gegeben.
(3) Gebührenschuldner für Festgebühr andere Herkunftsbereiche gem. § 2 Abs. 2, Entsorgungsgebühr
Restabfall andere Herkunftsbereiche gem. § 2 Abs. 4, für die Bioabfallentsorgungsgebühr andere Her-
kunftsbereiche gem. § 2 Abs. 7 und für die Behälterwechselgebühr i.S.v. § 2 Abs. 8, sofern Behälter für
die Aufnahme von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen gewechselt werden sollen, ist abweichend
von Abs. 1
• der Inhaber des Betriebes oder der Träger der Einrichtung, in dessen Betrieb oder Einrichtung die
Abfälle anfallen, im Übrigen der Abfallbesitzer oder –erzeuger,
• im Falle der Entsorgung von Abfällen aus Kleingartenanlagen die Kleingartenorganisation, sofern
diese rechtsfähig und Zwischenpächter im Sinne des § 4 Abs. 2 BKleingG ist,
• im Falle der Entsorgung von Abfällen von Erholungs- und Gartengrundstücken außerhalb von
Kleingartenanlagen der Mieter oder Pächter oder der auf Grund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses
zur Nutzung des Grundstückes Berechtigte. Sofern das Grundstück nicht vermietet oder verpachtet
ist, ist der Grundstückseigentümer Gebührenschuldner. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet,
Auskunft über die Person des Mieters oder Pächters oder des auf Grund eines ähnlichen Vertrages
oder eines sonstigen Rechtsverhältnisses zur Nutzung des Grundstückes Berechtigten zu geben.
Kommt er dieser Pflicht nicht innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Aufforderung nach, so
ist der Eigentümer Gebührenschuldner.
Im Übrigen ist der Grundstückseigentümer Gebührenschuldner.
(4) Bei der Verwendung von Abfallsäcken ist abweichend von Absatz 1 der Erwerber Gebührenschuldner.
(5) Gebührenschuldner für die Entleerungsgebühr sonstige Abfallgroßbehälter ist der Antragsteller.
(6) Gebührenschuldner für die Gebühr Sperrabfallentsorgung aus privaten Haushaltungen und aus anderen
Herkunftsbereichen mittels Container gem. § 2 Abs. 9 ist der Antragsteller.
(7) Gebührenschuldner für die Entsorgungsgebühr bei Selbstanlieferung gem. § 2 Abs. 10 ist der Anliefe-
rer.
(8) Gebührenschuldner für die Entsorgungsgebühr Wertstoffhof gem. § 2 Abs. 11 ist, wer die Wertstoffhöfe
nutzt und dabei gebührenpflichtige Abfälle nach § 3 Abs. 10 überlässt. 
(9) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. Dies gilt insbesondere für Wohnungs- und
Teileigentümer.
§ 5 Entstehen, Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren/Erhebung von Vorauszahlungen
(1) Die Gebührenschuld für die Festgebühr für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen
einschließlich der Haushaltungen im Rahmen des betreuten Wohnens und für die Entsorgung von
Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen entsteht zum 31.12. des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum).
Die Festgebühr wird für das Kalenderjahr durch Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheides fällig.
Auf die Festgebühr für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushalten einschließlich der
Haushaltungen im Rahmen des betreuten Wohnens und für die Entsorgung von Abfällen aus anderen
Herkunftsbereichen werden Vorauszahlungen erhoben. Die Vorauszahlungen auf die Festgebühr für
die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen einschließlich der Haushaltungen im Rahmen
des betreuten Wohnens werden nach der Anzahl der am 1. November des Vorjahres auf dem
Grundstück mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen bemessen. Die Vorauszahlungen für die
Entsorgung von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen werden nach der Anzahl der dem Grundstück
zum 1. November des Vorjahres zuzuordnenden EGW bemessen.
Wird dem Abfallzweckverband vor Festsetzung der Vorauszahlung schriftlich mitgeteilt und auf
Anforderung des Abfallzweckverbandes nachgewiesen, dass die im Melderegister erfasste Per-
sonenzahl bzw. die dem Zweckverband vorliegenden Daten zu den zuzuordnenden EGW unzu-
treffend sind, wird der Festsetzung der Vorauszahlung die zutreffende Personenzahl bzw. die zu-
treffende Anzahl EGW zugrunde gelegt. Diese Personenzahl bzw. EGW wird auch für die ab-
schließende Festsetzung der Festgebühr des Vorjahres herangezogen (Nachveranlagung). Weicht die
abschließende Festsetzung der Festgebühr zum 31.12. des Vorjahres von den tatsächlichen Gegebenheiten
auf dem Grundstück ab, ist das dem Abfallzweckverband ebenfalls innerhalb eines Monats nach der
Bekanntgabe des Gebührenbescheides schriftlich mitzuteilen und auf Anforderung nachzuweisen. 
Endet im Laufe des Kalenderjahres der Anschluss- und Benutzungszwang oder ändert sich die Anzahl
der auf dem Grundstück mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen bzw. die Anzahl der zuzuordnenden
EGW nach Festsetzung der Vorauszahlung auf die Festgebühr, so wird die Änderung bei der
abschließenden Festsetzung der Festgebühr berücksichtigt. Für jeden auf die Anmeldung folgenden
Kalendermonat wird dabei 1/12 der Jahresgebühr berechnet. Für jeden auf die Abmeldung folgenden
Kalendermonat wird 1/12 der Jahresgebühr angerechnet bzw. erstattet.
Die Vorauszahlungen auf die Gebührenschuld für die Festgebühr werden durch schriftlichen Voraus-
zahlungsbescheid festgesetzt und in vier Teilbeträgen zum 15. März, 15. Mai, 15. August und 15.
November des Jahres fällig. Erfolgt die Festsetzung der Vorauszahlung auf die Gebührenschuld der
Festgebühr nachdem ein Fälligkeitstermin verstrichen ist, wird der Teilbetrag zum nächsten
Fälligkeitstermin, frühestens aber einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Bei unterjährigem
Beginn des Anschluss- und Benutzungszwangs wird die Vorauszahlung vom Zeitpunkt des Beginns des
Anschluss- und Benutzungszwangs bis zum Ende des Kalenderjahres durch Bescheid festgesetzt und
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig.
(2) Die Gebührenschuld für die Entsorgungsgebühr für die Entsorgung von Restabfall aus privaten Haus-
haltungen entsteht zum 31.12. des Kalenderjahres (Erhebungszeitraum). Sie wird durch Gebührenbescheid
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.
Die Vorauszahlung auf die Entsorgungsgebühr für Restabfall aus privaten Haushaltungen wird jeweils
in Höhe der Entsorgungsgebühr des Vorjahres erhoben. Im Fall der erstmaligen Festsetzung der
Vorauszahlung wird diese unter Zugrundelegung des Mindestentleerungsvolumens erhoben. Die Vor-
auszahlung auf die Entsorgungsgebühr für Restabfall aus privaten Haushaltungen wird durch schriftlichen
Vorauszahlungsbescheid festgesetzt und zum 15. März, 15. Mai, 15. August und zum 15. November
des Jahres in vier Teilbeträgen fällig. Erfolgt die Festsetzung der Vorauszahlung nachdem ein
Fälligkeitstermin verstrichen ist, wird der Teilbetrag zum nächsten Fälligkeitstermin frühestens aber
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
(3) Die Gebührenschuld für die Entsorgungsgebühr Restabfall andere Herkunftsbereiche entsteht zum
31.12. des Kalenderjahres (Erhebungszeitraum). Sie wird durch Gebührenbescheid festgesetzt und
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.
Die Vorauszahlung auf die Entsorgungsgebühr Restabfall andere Herkunftsbereiche wird jeweils in
Höhe der Entsorgungsgebühr des Vorjahres erhoben. Im Fall der erstmaligen Festsetzung der
Vorauszahlung werden 12 Entleerungen je bereitgestellten Abfallbehälter zugrunde gelegt. Bei
unterjähriger Anmeldung wird die Vorauszahlung zeitanteilig zu je 1/12 je angefangenem Monat
festgesetzt. Auf Antrag kann eine geringere Vorauszahlung als 12 Entleerungen pro Jahr festgesetzt
werden. Wird ein geringeres oder höheres Entleerungsvolumen in Anspruch genommen als in der
Vorauszahlung berechnet, erfolgt eine Ausgleichsrechnung, die der abschließenden Berechnung und
Festsetzung der Entsorgungsgebühr zugrunde gelegt wird. Die Vorauszahlung auf die Entsorgungsgebühr
Restabfall andere Herkunftsbereiche wird durch schriftlichen Vorauszahlungsbescheid festgesetzt und
zum 15. März, 15. Mai, 15. August und zum 15. November des Jahres in vier Teilbeträgen fällig.
Erfolgt die Festsetzung der Vorauszahlung nachdem ein Fälligkeitstermin verstrichen ist, wird der
Teilbetrag zum nächsten Fälligkeitstermin frühestens aber einen Monat nach Bekanntgabe des
Bescheides fällig. 
(4) Die Gebühr für die Nutzung von 70 l Abfallsäcken im Falle des § 3 Abs. 5 e) ist bei Erwerb bar zu ent-
richten.
(5) Die Gebührenschuld für die Entleerungsgebühr sonstige Abfallgroßbehälter entsteht zum 31.12. des
Kalenderjahres (Erhebungszeitraum). Sie wird durch Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.
Auf die Entleerungsgebühr sonstige Abfallgroßbehälter werden Vorauszahlungen nach der Anzahl der
im Vorjahr in Anspruch genommenen Entleerungen erhoben. Bei Neuaufstellungen werden 12 Ent-
leerungen pro Jahr als Vorauszahlung festgesetzt, bei unterjähriger Aufstellung wird die Vorauszahlung
zeitanteilig zu je 1/12 je angefangenem Monat festgesetzt. Auf Antrag kann eine geringere
Vorauszahlung als 12 Entleerungen pro Jahr festgesetzt werden. Erfolgt ein Abzug der sonstigen Ab-
fallgroßbehälter im Laufe des Kalenderjahres, so wird für jeden auf den Abzug folgenden
Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr angerechnet bzw. erstattet und entsprechend in der
abschließenden Berechnung und Festsetzung der Entleerungsgebühr zugrunde gelegt. Die Vorauszahlung
wird durch schriftlichen Vorauszahlungsbescheid festgesetzt und in vier Teilbeträgen zum 15. März,
15. Mai, 15. August und 15. November des Jahres fällig. Erfolgt die Festsetzung der Vorauszahlung




(6) Die Gebührenschuld für die Bioabfallentsorgungsgebühr private Haushaltungen und andere Herkunftsbereiche
entsteht zum 31.12. des Kalenderjahres (Erhebungszeitraum). Sie wird durch Gebührenbescheid
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.
Auf die Bioabfallentsorgungsgebühr werden Vorauszahlungen nach der Anzahl der im Vorjahr in Anspruch
genommenen Entleerungen erhoben. Bei Neuaufstellungen werden 12 Entleerungen pro Jahr als
Vorauszahlung festgesetzt, bei unterjähriger Aufstellung wird die Vorauszahlung zeitanteilig zu je 1/12 je
angefangenem Monat festgesetzt. Auf Antrag kann eine geringere Vorauszahlung als 12 Entleerungen pro
Jahr festgesetzt werden. Erfolgt ein Abzug der Bioabfallbehälter im Laufe des Kalenderjahres, so wird für
jeden auf den Abzug folgenden Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr angerechnet bzw. erstattet und
entsprechend in der abschließenden Berechnung und Festsetzung der Bioabfallentsorgungsgebühr
zugrunde gelegt. Die Vorauszahlung wird durch schriftlichen Vorauszahlungsbescheid festgesetzt und in
vier Teilbeträgen zum 15. März, 15. Mai, 15. August und 15. November des Jahres fällig. Erfolgt die
Festsetzung der Vorauszahlung nachdem ein Fälligkeitstermin verstrichen ist, wird der Teilbetrag zum
nächsten Fälligkeitstermin fällig.
(7) Die Behälterwechselgebühr aus privaten Haushaltungen und aus anderen Herkunftsbereichen und die
Gebühr für die Sperrabfallentsorgung mittels Container aus privaten Haushaltungen und aus anderen
Herkunftsbereichen entstehen mit Eingang des Antrages beim Abfallzweckverband. Sie werden durch
Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.
(8) Die Entsorgungsgebühr bei der Selbstanlieferung von Abfall entsteht mit der Anlieferung der Abfälle und
ist bei der Anlieferung bar zu entrichten.
(9) Die Entsorgungsgebühr Wertstoffhof entsteht mit der Anlieferung der Abfälle und ist bei der Anliefe-
rung bar zu entrichten.
§ 6 Freistellung
(1) Für den Fall einer über drei Monate hinausgehenden ununterbrochenen Abwesenheit vom Wohngrundstück,
insbesondere aus folgenden Gründen
a) Erwerbstätigkeit und Unterbringung außerhalb des Kreisgebietes,
b) Studium außerhalb des Kreisgebietes, wenn die Unterbringung am Studienort erfolgt,
c) Ausbildung oder Besuch einer Schule außerhalb des Kreisgebietes, wenn die Unterbringung
am Ort der Ausbildung oder der Schule erfolgt,
d) Ableistung des freiwilligen Wehrdienstes oder Bundesfreiwilligendienstes außerhalb des Kreisgebietes,
kann der Abfallzweckverband auf schriftlichen Antrag des Gebührenschuldners für diese Person eine
Freistellung von der Entsorgungsgebühr Restabfall Haushalte gewähren.
Der betreffende Zeitraum ist auf volle Monate abzurunden und als Anteil am Kalenderjahr zu be-
stimmen, der bei der Gebührenbemessung gemäß § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 3 Abs. 3 zum Ansatz zu
bringen ist. 
Eine Freistellung von der Festgebühr gemäß § 1 Abs. 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 erfolgt
nicht.
Darüber hinaus sind im Einzelfall Ermessensentscheidungen des Abfallzweckverbandes möglich.
(2) Der Antrag ist unter der Angabe von Gründen und unter Einreichung geeigneter Unterlagen, die den
Antragsgrund bestätigen, schriftlich oder zur Niederschrift beim Abfallzweckverband zu stellen.
(3) Der Freistellungszeitraum wird auf maximal zwei Jahre begrenzt. Vor Ablauf der Freistellung von der
Gebührenschuld für die Entsorgungsgebühr Haushalte sind die für eine weitere Gebührenfreistellung
relevanten Unterlagen erneut einzureichen. Die Aktualisierung obliegt dem Gebührenpflichtigen. Erfolgt
dies nicht, erlischt die Freistellung von der Entsorgungsgebühr Haushalte. Eine rückwirkende Freistellung
von der Gebührenschuld für die Entsorgungsgebühr Haushalte für Vorjahre ist nicht möglich.
(4) Entfallen die Gründe für eine gewährte Freistellung im Verlaufe eines Freistellungszeitraumes, ist dieser
Umstand unaufgefordert und unverzüglich dem Abfallzweckverband mitzuteilen.
§ 7 Stundung, Niederschlagung, Erlass und Verzinsung der Gebührenschuld
(1) Für die Stundung, Niederschlagung, den Erlass und die Verzinsung der Gebührenschuld gelten die
gesetzlichen Bestimmungen des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) und der Abgabenordnung
(AO) entsprechend.
(2) Der Abfallzweckverband kann auf begründeten Antrag des Gebührenpflichtigen Forderungen aus dem
Gebührenschuldverhältnis ganz oder zum Teil stunden, wenn deren Einziehung nach Lage des einzelnen
Falles ganz oder teilweise unbillig ist, d. h. eine besondere Härte darstellt.
(3) Wird einem Antrag auf Stundung die Zustimmung erteilt, werden Zinsen in Höhe von 0,5 von Hundert
je Monat erhoben. Stundungszinsen sind nur für volle Monate zu erheben, angefangene Monate bleiben
außer Ansatz. Hat der Gebührenschuldner keine Stundung beantragt bzw. wurde der Antrag auf Stundung
abgewiesen, werden Säumniszuschläge in Höhe von 1,0 von Hundert für jeden angefangenen Monat er-
hoben.
(4) Über Stundung, Niederschlagung oder Erlass entscheidet der Verbandsvorsitzende. Er kann die
Entscheidung auf die Verbandsverwaltung delegieren.
§ 8 Auskunfts- und Mitteilungspflichten
(1) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, gegenüber dem Abfallzweckverband Auskünfte und Erklärungen
über alle für die Gebührenerhebung maßgeblichen Umstände abzugeben, insbesondere
• auf Aufforderung die Anzahl der auf dem betreffenden Grundstück vorhandenen Abfallbehälter mitzuteilen,
• unaufgefordert und unverzüglich im Falle der Veräußerung des Grundstückes dem Abfallzweckverband
den Namen und die Anschrift des neuen Grundstückseigentümers mitzuteilen,
• auf Aufforderung Auskunft über die Anzahl der auf dem Grundstück wohnhaften Personen zu geben,
• unaufgefordert und unverzüglich im Falle des Wechsels des Inhabers des Betriebes oder des Trägers der
Einrichtung im Sinne von § 4 Abs. 2 den Namen und die Anschrift des neuen Inhabers bzw. neuen Trägers
mitzuteilen,
• unaufgefordert und unverzüglich jede Änderung in der Anzahl der auf dem Grundstück lebenden
Personen mitzuteilen.
 Unbeschadet des Satzes 1 kann der Abfallzweckverband vom Gebührenschuldner jederzeit Auskunft
über die für die Gebührenerhebung wesentlichen Umstände verlangen. Für die Abgabe der Erklärungen
können Fristen gesetzt werden.
(2) Alle Erklärungen und Mitteilungen, die die Gebührenschuldner im Zusammenhang mit dem Vollzug
dieser Satzung gegenüber dem Abfallzweckverband vornehmen, müssen schriftlich oder zur Niederschrift
erfolgen.
(3) Sofern die zur Festsetzung der Gebühren erforderlichen Angaben nicht oder nur unzureichend gemacht
werden, nimmt der Abfallzweckverband die Veranlagung auf der Grundlage der ihm vorliegenden Daten
vor.
§ 9 Bekanntmachungen
Die Bekanntmachung dieser Satzung erfolgt in den Amtsblättern der Mitgliedslandkreise im Abfallzweckverband,
mithin des Erzgebirgskreises und des Landkreises Zwickau. Bekanntmachungen auf Grund dieser Satzung
erfolgen im Amtsblatt des Erzgebirgskreises. Die Tourenpläne werden im je-weiligen Abfallkalender und im
Internet bekannt gemacht.
§ 10 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 2 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG)
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 5 Abs. 9 sich der Bezahlung seiner Gebührenschuld nach der Übergabe bzw. dem
Entladen der Abfälle entzieht,
2. entgegen § 6 Abs. 4 den Wegfall der Gründe für eine gewährte Freistellung von der Entsorgungsgebühr
gemäß § 6 Abs. 1 dem Abfallzweckverband nicht unaufgefordert und unverzüglich mitteilt, 
3. entgegen § 8 Abs. 1, Punkt 1 die Anzahl der auf dem betreffenden Grundstück vorhandenen
Abfallbehälter trotz Aufforderung durch den Abfallzweckverband nicht mitteilt oder hierüber
unwahre Angaben macht,
4. entgegen § 8 Abs. 1, Punkt 2 im Falle der Veräußerung des Grundstückes dem Abfallzweckverband
den Namen und die Anschrift des neuen Grundstückseigentümers trotz Aufforderung durch den
Abfallzweckverband nicht mitteilt,
5. entgegen § 8 Abs. 1, Punkt 3 trotz Aufforderung durch den Abfallzweckverband keine Auskunft
über die Anzahl der auf dem Grundstück wohnhaften Personen gibt oder hierüber unwahre
Angaben macht,
6. entgegen § 8 Abs. 1, Punkt 4 trotz Aufforderung durch den Abfallzweckverband im Falle des
Wechsels des Inhabers des Betriebs- oder des Trägers der Einrichtung im Sinne von § 6 Abs. 4 den
Namen und die Anschrift des neuen Inhabers bzw. neuen Trägers nicht mitteilt oder
7. entgegen § 8 Abs. 1 Punkt 5 nicht jede Änderung in der Anzahl der auf dem Grundstück lebenden
Personen unaufgefordert und unverzüglich mitteilt.
(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße in Höhe des in § 6 Abs.
3 SächsKAG genannten Betrages geahndet werden.
§ 11 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die öffentliche Ab-
fallentsorgung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das Gebiet Erzgebirgskreis
(Gebührensatzung Erzgebirgskreis) vom 25.01.2012 außer Kraft.
Stollberg, den 02.12.2014 (Siegel)
gez. Dr. C. Scheurer
Landrat und Verbandsvorsitzender
Anlage
zur Gebührensatzung für die öffentliche Abfallentsorgung des Zweckverbandes
Abfallwirtschaft Südwestsachsen (ZAS) für das Gebiet Erzgebirgskreis
(Gebührensatzung Erzgebirgskreis)
Einwohnergleichwerte nach § 2 Abs. 2:
Für die Bemessung der Festgebühr für die Entsorgung von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen sind
folgende Einwohnergleichwerte (EGW) zugrunde zu legen:
lfd.
Nr. Herkunftsbereich EGW Bemessungsgrundlage
1 Industrie, Handwerk, Handel oder sonst. Gewerbe- 1 je 4 am Standort Beschäftigte
betriebe, Geldinstitute, Verwaltungen (Vollzeit)
sowie freiberufliche Unternehmen und Praxen
2 Schulen u. Kindertagesstätten 1 je 20 Schüler bzw. Kinder
(Horte, Kindergärten u. -krippen)
3 gastronomische Einrichtungen 1 je 15 Sitzplätze
4 gewerbliche Beherbergungseinrichtungen jeder Art 1 je 3 Betten
5 Krankenhäuser, Kinder-, Jugend- und Altenheime
sowie ähnl. Einrichtungen 1 je 2 Betten
6 bebaute, aber nicht ständig bewohnte Grundstücke
( z.B. Garten- und Erholungsgrundstücke und ähnliches) 0,5 0,5
Sofern Betriebe oder Einrichtungen vorstehend nicht aufgeführt sind, setzt der Abfallzweckverband den
Einwohnergleichwert (EGW) in Anlehnung an die oben genannten Grundsätze fest (Ermessensspielraum).
Als Beschäftigte gelten alle im Betrieb bzw. in einer Einrichtung tätigen Arbeitnehmer, Beamte, Wehr-
pflichtige, Betriebsinhaber, mithelfende Familienangehörige, Auszubildende usw.
Besteht nur eine Teilzeitbeschäftigung, wird der jeweils anzusetzende EGW entsprechend herabgesetzt.
Nebenerwerb wird nicht veranschlagt.
